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Expedition: 1 Nr. 20. Hußerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Unftalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 552. Mittag Ausgabe. 


Siebenundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Freitag, den 24. November 1876. 


Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
15. Sitzung des Reichstages (23. November). 

11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes v. Fäuſtle, v. Amsberg, Leon: 
hardt, Abeken, Meyer, Hagens u. A., ſpäter Fürſt Bismarck. 8 

Das Haus fetzt die zweite Berathung des Entwurfs eines Gerichts⸗ 
verfaſſungsgeſetzes fort. Die noch reſtirenden Paragraphen des Ti⸗ 
tels 5: "Sam urgerichte“, werden ohne weſentliche Debatte genehmigt. 
Eine Discuflion knüpft ſich nur an § 72. Nach der Regierungsvorlage 
follen 48 Hauptgeſchworene ſpaͤteſtens 2 Wochen vor der Sitzungsperiode 
ausgelooſt werden, deren Zahl der Vorſitzende des Schwurgerichtes dann auf 
30 berabgejebt; die Commiſſion hat jedoch beſtimmt, daß von vornherein nur 
30 Geſchworene ausgelooſt werden ſollen. f 

Abg. Völk und Oberregierungsrath Hanauer bitten um Wiederherſtel⸗ 
lung der Regierungsvorlage. N BE. 5 

Abg. Frankenburger hält das nicht für nöthig; bis jetzt lag in 
Baiern allerdings ein Grund zu einer ſolchen Maßregel vor, da es nur für 
den Regierungsbezirk Schwurgerichte gab und die Sitzungsperioden ziemlich 
lange dauerten. Jetzt aber ſolle ja bei jedem Landgericht ein Schwurgericht 
eingerichtet werden. 8 

Der Paragraph wird hierauf faſt einſtimmig unverändert angenommen. 

Titel 6: Kammern für Handelsfachen, von denen die SS 81 und 
82 bereits erledigt ſind, wird in ſeinen übrigen Paragraphen ohne erheb⸗ 
liche Debatte angenommen; desgl. Titel 7: Oberlandesgerichte. ö 

Titel 8: Reichsgericht, beſtimmt in § 97: „Der Sitz des Reichsge⸗ 
richtes wird durch Geſetz beſtimmt“, während die Regierungsvorlage lautet: 
„Der Sitz des Reichsgerichtes wird mit Zuſtimmung des Bundesrathes durch 


kaiſerliche Verordnung beſtimmt“. £ l 
Abg. Windthorſt: Ich weiß nicht, warum wir das hier in Ausſicht 
n i Nr Jedenfalls müſſen wir uns heute 


enommene Geſetz nicht ſogleich machen. Je me 
chon darüber ausſprechen. Wenn vollſtändig tabula rasa wäre, fo würde 
ich nach meinen hiſtoriſchen Neigungen darauf antragen, das Reichsgericht 
in Wetzlar wieder einzurichten. (Heiterkeit.) Ich weiß nicht, was daran fo 
lächerlich iſt; Wetzlar ift durch die Eiſenbabn ſehr leicht erreichbar und ſehr 
eſund gelegen. e Als man das Reichsoberhandelsgericht con⸗ 
titwirte, gegen deſſen Conſtituirung ich ſchon damals einwendete, daß es 
allein nicht genügend ſei, — es war aber nun einmal ein Schoßkind 
nationaler Aſpiration, — zog man es vor, daſſelbe nach Lei iR zu ber: 
legen. Ich will mich heute nur n fel ausſprechen, daß das Reichsgericht 

niemals nach Berlin gelegt werden ſoll (Abg. v. Bernuth: warum nicht , 

es wäre denn, Herr v. Bernuth, daß die Reichsregierung nach Leipzig hin⸗ 

geht (Heiterkeit). Das Reichsgericht darf im Intereſſe der Unabhängigkeit 
und des Vertrauens, welches es in Deutſchland haben ſoll, keinesfalls in 
derſelben Stadt ſeinen Sitz haben, wie die Reichsregierung. Die alten 

Reichsgerichte in 7 a — 92 5 haben niemals unter den directen Ein⸗ 

ü 3 alitelle geſtanden. 
e De Taster 80 halte es für richtig, daß der Sitz des Reichs⸗ 
erichts durch ein vorbehaltenes Geſetz beſtimmt wird. Daß wir uns heute 
bon darüber ausſprechen ſollten, halte ich für unpraktiſch. Wir haben 
chon jo viele Differenzpunkte zu ſchlichten, daß wir ſelbſtmörderiſch handeln 
würden, wenn wir uns auch dies noch aufladen und darüber möglicherweiſe 
tagelang debattiren wollten. Dann glaube ich aber, über Leipzig werden 
wir kaum noch disponiren können, weil die ſächſiſche Regierung in der Com⸗ 
miſſion durch ihre Vertreter die Erklärung hat abgeben laſſen, daß ſie ſich 
das Recht vorbehalte, einen eigenen höchſten Gerichtshof einzurichten. Zum 

Schluß muß ich noch auf das 3 dagegen proteſtiren, daß das 

Reichsoberhandelsgericht trotz ſeiner . Competenz nicht eine große 

Wohlthat geweſen wäre. Für die Rechtſprechung auf dieſem Gebiete iſt da⸗ 

durch eine ganz neue Aera herbeigeführt worden. Ich hoffe, daß auch das 

3 ir 4 1 ſich Heer Vertrauen und Anſehen erwerben wird, wie 

das Reichsoberhandelsgericht. 5 R 
Abg. Romer ben hält die Verlegung des oberſten Gerichts⸗ 

hofes nach Leipzig für am meiſten zweckentſprechend. 3 
Abg. Winptborft erkennt an, daß das Reichsoberhandelsgericht über 

ſein Erwarten hinaus die Schwierigkeiten überwunden habe, welche er bei 

feiner Errichtung vorausſah. Gegen die Verlegung des oberſten Reichs⸗ 
gerichts nach Leipzig laſſe ſich ein triftiger Grund nicht anführen, es wäre 
aber recht intereſſant, wenn ſich der Juſtizminiſter über die Frage ausſprechen 
würde. (Heiterkeit) Wenn derſelbe ſchweige, jo nehme er an, daß er für 

Berlin ſei. (Große Heiterkeit.) Den Grund, daß die ſächſiſche Regierung 

ſich ſelbſt einen oberſten Gerichtshof einrichten wolle, könne er nicht als ge⸗ 

wichtig anerkennen. Leipzig ſei ſeiner geographiſchen Lage nach und als 

Univerſitätsſtadt ein ganz geeigneter Ort und die Etablirung des Reichs⸗ 

gerichts daſelbſt würde jedenfalls einen eigenen höchſten Gerichtshof des 

Königreichs Sachſen vollſtändig erdrücken. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt; Ich will auf die Anregung des Vor: 
redners eingehen, aber ohne alles Präjubiz. (Heiterkeit.) Ich will offen er: 
klären, aber meine Erklärung wird den Vorredner nicht ſehr befriedigen —, 
daß weder im Ausſchuſſe, noch im Bundesrathe ſelbſt, noch im Schooße der 
preußiſchen Regierung dieſe Frage erörtert worden iſt. Was aber die Un⸗ 
abhängigkeit des Richteramtes angeht, ſo ſehe ich nicht ein, weshalb dieſelbe 
in den Hauptſtädten jo ſehr gefährdet ſein ſollte. es find ja doch fait in 
allen europäiſchen Hauptſtädten zugleich mit der Regierung die oberſten Ge⸗ 
richtshöfe, ſo in Paris, London, Madrid, Berlin, München, Stuttgart u. ſ. w. 
Warum ſollen alſo wir dieſelbe Unabhängigkeit der Richter nicht auch in 
Berlin erwarten? te 

Bundesbevollmächtigter ſächſiſcher Juſtizminiſter Abeken erklärt, daß die 
Auffaſſung des Abg. Laster über die in der Commiſſion geäußerten Ab⸗ 
ſichten der ſachſiſchen Regierung eine irrige ſei. s 

Abg. Schröder (Lippftadt) wünſcht, daß man in dem vorliegenden Ge⸗ 
fe mindeſtens ausſpreche, der Sitz des oberſten Reichsgerichts därfe nicht 
in Berlin ſein. Der Bundesrath werde an einer ſolchen Beſtimmung das 
Geſetz gewiß nicht ſcheitern laſſen. Werde der Paragraph in der Com⸗ 
miſſionsfaſſung angenommen, fo komme man in eine ähnliche unangenehme 
Lage, wie der Reichstag bezüglich der Frage des neuen Reichstagsgebäudes. 
Dieſe Lage fange nachgerade an, eine ſolche zu werden, daß man dafür 
einen parlamentariſchen Ausdruck gar nicht finden könne. 

11 n 97 wird hierauf nach den Commiſſionsbeſchlüſſen unverändert ange: 
men. { 
Als § 105a beantragt die Commiſſion einen neuen Paragraphen ein 

zufügen des Inhalts: „Die Zuziehung don Hilfsrichtern zum Reichsgericht 

iſt unzuläſſig.“ Der Paragraph wird angenommen, nachdem der Bundes: 
bevollmächtigte Leonhard: erklärt hat, daß er denſelben nicht bekämpfen 
wolle, obgleich die großen * rien deſſelben, namentlich wenn eine 

Anzahl ordentlicher Richter des Reichsgerichts zum Reichstag oder zu den 

Landtagen abberufen werden, auf der Hand liegen. Nr 
$ 107 lautet: Ju Straſſachen iſt das Reichsgericht zuftändig: 1) für die 

Unterſuchung und Entſcheidung in erſter und letzter der in den Fällen 

des 9 und des Landesverraths, inſofern dieſe Verbrechen gegen 

den Kaiſer oder das Reich gerichtet ſind ; 2) für die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung über die Rechtsmittel der Nebifion gegen Urtheile der Straf: 
kammern in erſter Inſtanz, inſoweit nicht die Zuſtändigkeit 
der Oberlandesgerichte begründet iſt, und gegen Urtheile der 

Schwurgerichte. 5 
Hierzu it von dem Abgeordneten Reichenſperger Olpe) der Antrag 

E geſperrt gedruckten Worte zu erſetzen durch: „der Oberlandes⸗ 

erichte“. 


Abg. Dr. Eber ty: Ich werde gegen den erſten Abſatz des § 107 ſtim⸗ 
men. Er iſt, das weiß ich wohl, eine Ausführung des Artikels 75 der 
Reichsverfaſſung, wonach das Oberappellationsgericht der freien Städte zu 
Lübeck zum Gerichtshofe für den Verbrecher Be Kaiſer und Reich einge⸗ 
etzt worden iſt. Allein nach dem zweiten Abſatz des § 107 ſteht dem 

eichsgericht die Reviſion gegen Entſcheidungen der Schwurgerichte zu. Dies 
Neue um eine 2 5 Verfolgung des u gegen Baier und 


eich herbeizuführen. Ich ſehe auch nicht ein, daß, wenn Waldeck wegen 


Hochverraths gegen Preußen vor ein Schwurgericht geſtellt werden konnte, 
ein Schwurgericht nicht auch wegen Verbrechens gegen Kaiſer und Reich 
genügende Garantie gewährt. f 

Der Abg. Lasker ſagte in der Commiſſion, offen bleibe die Erwägung, 
ob mit dem Reichsgericht etwa ein Inſtitut von Reichsgeſchworenen für die 
bezeichneten Fälle verbunden ſei. Leider hat er dieſer Erwägung keine wei⸗ 
tere Folge gegeben. In der Schweiz iſt dieſe Idee durch die Inſtitution der 
eidgenöſſiſchen Geſchworenen realiſirt. Das deutſche Volk hat mit ſeinem 
Gut und Blut das Deutſche Reich errichtet, ſollte das deutſche Volksgericht 
nicht auch gegen Verbrechen über Kaiſer und Reich entſcheiden? Die Stel⸗ 
lung der Geſchworenen iſt allerdings weſentlich erhöht, aber ſie würden ſich 
mit noch größerer Freudigkeit ihrem Berufe hingeben, wenn ſämmtliche po⸗ 
litiſche Praceſſe und auch die Verbrechen gegen Kaiſer und Reich ihnen 
unterbreitet würden. TR a 

Bundesbevollmächtigter v. Amberg: Der $ 107 iſt nichts weiter, als 
eine Ausführung des Art. 75 der Reichsverfaſſung. Das Reich bedarf bei 
Angriffen auf ſeine vitalſten Intereſſen einer eigenen Gerichtsbarkeit und 
darf ſich dabei nicht auf die oberen Gerichtshöfe der einzelnen Staaten hin⸗ 
weiſen laſſen. Die Einrichtung eines Reichsſchwurgerichtes aber, welche der 
Vorredner verlangt, iſt eine Unmöglichkeit. Die Commiſſion hat ſich nach 
eingehenden Discuſſionen über dieſe Frage von der praktiſchen Unausführ⸗ 
barkeit eines ſolchen n überzeugen müſſen. i 

Abg. Windthorſt vermag dieſen Paragraphen mit Art. 75 keineswegs 
in Einklang zu bringen, iſt vielmehr entſchieden der Anſicht, daß um eine 
ſolche Beſtimmung in das Geſetz aufzunehmen, eine Abänderung der Reichs⸗ 
verfaſſung nothwendig ſei. Er ſehe nicht ein, welche Gefahr darin liege, 
wenn man Vergehen und Verbrechen gegen Kaiſer und Reich gerade ſo be⸗ 
ir wie etwa Verbrechen gegen den König von Preußen und die preu⸗ 

iſche Monarchie. Zu welchen Ungeheuerlichkeiten ein Staatsgerichtshof, wie 
der hier beantragte führe, das zeige eclatant der horrende Richterſpruch im 
Prag Arnim wegen Landesverraths. N‘ 
bg. Hänel bezeugt gleichfalls, daß der Fall Arnim allgemein einen 
äußerſt peinlichen Eindruck gemacht hat. Das Urtheil, das hier gefällt 
worden iſt, nicht minder aber auch das ganze deſpotiſche Verfahren, das 
Abſchneiden jeder Vertheidigung ꝛc. haben im Inlande ebenſo wie im gan⸗ 
zen Auslande den Eindruck einer geradezu barbariſchen Maßregel hervor⸗ 
rufen müſſen. Bei dieſem Paragraphen aber handele es ſich keineswegs 
um einen Ausnahmegerichtshof, wie ein folder der preußiſche Staatsge⸗ 
richtshof ſei. Das Reichsgericht beſtehe als ein ordentliches Gericht, als eine 
oberſte Reviſion mit ordentlicher richterlicher Beſetzung, welche als eine regel⸗ 
mäßige Inſtanz ebenſo wie in andern Strafſachen in den hier vorgeführten 
Fällen entſcheide. Auch er bedaure die Nichtexiſtenz eines Reichsſchwurge⸗ 
richts, habe ſich aber von der praktiſchen Undurchführbarkeit deſſelben über⸗ 
zeugt und müſſe daher für jetzt auf eine ſolche Inſtitution, wenn auch um: 
gern, verzichten. 

Abg. Bebel kann ſeinerſeits zwiſchen dem hier beantragten Staatsge⸗ 

richtshof und dem königlich preußiſchen Staatsgerichtshofe, der das Urtheil 
im Prozeß Arnim gefällt habe, einen weſentlichen Unterſchied nicht finden. 
Dieſen preußiſchen Staatsgerichtshof habe ſeinerzeit der Abg. Lasker auf das 
Lebhafteſte bekämpft und verurtheilt, und er ſei geſpannt, wie derſelbe fein 
heutiges Votum über § 107 mit ſeinem damaligen Urtheil in Einklang brin⸗ 
gen werde. Er wolle aber den Juriſten des Hauſes noch ein anderes Räthſel 
aufgeben. Er ſelbſt ſei im Jahre 1871 angeklagt und verurtheilt worden 
wegen Vorbereitung zum Hochverrath nicht allein gegen das Königreich 
Sachſen, ſondern auch gegen den Norddeutſchen Bund. Wenn nun wieder⸗ 
um gegen irgend Jemand eine Anklage wegen Hochverrath gleichzeitig ſo⸗ 
wohl gegen das Reich als gegen einen Einzelſtaat begangen, erhoben würde, 
— und dies würde ja bei der Mehrzahl der Hochverrathsprozeſſe der Fall 
ſein, — was müßte dann nach Annahme dieſes § 107 die Folge ſein? 
dann treten zwei vollſtändig getrennte und verſchiedene Gerichtsverfahren 
ein, ein Schwurgerichts⸗ und een möglicher Weiſe 
würden zwei entgegengeſetzte Urtheile gefällt, und alles dies auf Grund ein 
und deſſelben Beweismaterials gegen ein und denſelben e Zu 
ſolcher Unlogik führe die heutige Art und Weiſe, wie die Geſetze gemacht 
werden; das Haus müſſe ſchließlich an ſeiner eigenen Inconſequenz zu 
Grunde gehen. 
Abg. Dr. Lasker: Der Abg. Bebel hat mir den Vorwurf gemacht, daß 
ich mich bei einer früheren Gelegenheit gegen den Staatsgerichtshof ausge⸗ 
ſprochen habe, während ich mich jetzt für den Reichsgerichtshof erklärte. Nun 
ſcheint mir aber nichts unlogiſcherer zu ſein, als beide Gerichtshöfe zu 
identificiren aus dem einfach formellen Grunde, daß man hin und wieder 
den e auch Staatsgerichtshof nennt, während doch ein ent⸗ 
ſchiedener Gegenſatz zwiſchen beiden beſteht. Der preußiſche Staatsgerichts⸗ 
hof wurde von der Regierung ſelbſt zuſammengeſetzt und trat nur periodiſch 
bei beſtimmten Gelegenheiten zuſammen; das in dieſem Geſetz vorgeſchlagene 
Reichsgericht jedoch iſt ein ſtändiges, völlig nach geſetzlichen Vorſchriften mit 
unabhängigen Richtern beſetztes Gericht, ſo daß ich von demſelben überzeugt 
bin, daß kein anderes Gericht beſſere Garantien bietet. 

‚Die Abſtimmung über den zweiten Theil des § 107 nebſt dem Antrage 
Reichenſperger wird bis zur Berathung der Strafproceßordnung ausgeſetzt, 
der erſte Theil angenmmen, ebenſo ohne Discuſſion SS 108 —112. 

Von Titel 9, der von der Staatsanwaltſchaft handelt, werden 
s$. 113117 ohne Discuſſion unverändert angenommen. 

18 lautet in der Faſſung der Commiſſionsbeſchlüſſe: „Die Beamten 
der Staatsanwaltſchaft haben den dienſtlichen Anweiſungen ihrer Vorgeſetzten 
nachzukommen. 

In denjenigen Sachen, für welche das Reichsgericht in erſter und letzer 
Inſtanz zuflandig iſt, haben alle Beamten der Staatsanwaltſchaft den An⸗ 
weiſungen des Oberreichsanwalts Folge zu leiſten. f 

Bei den Ausführungen und Anträgen nach dem Schluſſe der Beweis⸗ 
aufnahme ſind die Beamten der Staatsanwaltſchaft an dienſtliche Anwei⸗ 
Iungen ihrer Vorgeſetzten nicht gebunden“. . b 
Abſ ie Beſchlüſſe des Bundesrathes verlangen die Streichung des letzten 

atzes. . 

Abg. Reichenſperger (Olpe) beantragt, dieſem Abſatz principaliter fol⸗ 
gende Faſſung zu geben: 

„Bei den Anführungen und Anträgen nach dem Schluſſe der Beweis⸗ 
aufnahme ſind die Beamten der Staatsanwaltſchaft an dienſtliche Anwei⸗ 
ſungen ihrer Vorgeſetzten nicht gebunden“. 

eventuell: 

„Bei Stellung der Anträge in der Hauptverhandlung iſt der Staatsan⸗ 
walt bezüglich der Würdigung des Beweisverfahrens an die Weiſungen feiner 


Wee nicht gebunden“. 
bg. e a der er (Olpe): Wenn das Haus dem Beſchluſſe des 
Bundesraths auf Strei ung des letzten Abſatzes zuſtimmt, ſo wird damit 
der Staatsanwaltſchaft, welche ſchon in der Commiſſion nicht gut wegge⸗ 
kommen iſt, der 4 Stoß verſetzt. Wenn der Staatsanwalt an die dienſt⸗ 
lichen Weiſungen ſeiner Vorgejebten gebunden iſt, jo iſt er gar nicht in der 
Lage, das Reſultat der Beweisaufnahme nach freier Ueberzeugung zu wür⸗ 
digen. Dazu kommt, daß der Vorgeſetzte nur die Unterſungsacten geleſen 
hat, während vor dem Staatsanwalt, welcher die Anträge zu ſtellen hat, 
das mündliche Verfahren in der Hauptverhandlung ſtattgefunden hat. Man 
darf durchaus nicht einwenden, der Abſatz 3 des § 118 ſei unnöthig, weil 
ſelbſtperſtaͤndlich. Warum hat denn der Bundesrath, nachdem die Commiſſion 
den Abſatz aufgenommen, die Streichung deſſelben beſchloſſen? er muß doch 
. Gründe gehabt haben. Es iſt durchaus nothwendig, es ausdrück⸗ 
ich auszuſprechen, daß der Staatsanwalt wenigitens, was die Würdigung 
des thatſächlichen Ergebniſſes der Beweisaufnahmezanlangt, völlig freie 
Hand habe. Aber auch, was die rechtliche Auffaſſung betrifft, muß der 
Untergebene in der Lage ſein, ſeine eigene een vorzutragen, allen⸗ 
falls mit der Verpflichtung, auch der gegentheiligen uffaflung eines Vor⸗ 
eſetzten Ausdruck zu geben. Sonſt wird das Anſehen der Staatsanwalt⸗ 
chaft vor dem erkennenden Gerichte, insbeſondere vor dem Schwurgerichte 
auf's Aeußerſte geſchädigt. Denken Sie ſich die Lage des Staatsanwalts, 
wenn der Vertheidiger den Geſchworenen ſagt: Der Staatsanwalt iſt nicht 
berechtigt, ſeine Auffaſſung von der Sache hier vorzutragen; er iſt an die 


Weiſungen feiner Vorgeſetzten gebunden! Der Sache wird alſo beſſer ge⸗ 


dient, wenn Sie meine Anträge oder die Commiſſionsvorſchläge annehmen, 
als wenn Sie dem Beſchluſſe des Bundesrathes zuftimmen. 

Geh. Oberregierungsrath Hanauer: Der Staatsanwalt handelt ſtets 
als Organ feiner Vorgeſetzten. Seine perfönlihe Auffaſſung don Rechts⸗ 
und Thatfragen kommt da, wo er als Beamter handelt, nicht in Betracht. 
Es wird zwar ſelten dem Staatsanwalt in en auf ſeine Ausführungen 
und Anträge nach der Beweisaufnahme eine eftinmte Anweiſung ertheilt 
werden: wenn es aber in einzelnen Fällen dennoch geſchieht, ſo muß ſie be⸗ 
folgt werden. — Die Staatsanwaltſchaft iſt verpflichtet, jede Handlung, 
welche ſich nach den Geſetzen als ſtrafbar darſtellt, zu verfolgen. Dabei iſt 
die Staatsanwaltſchaft als ſolche auf ihre Ueberzeugung angewieſen, aber 
nicht auf die perſönliche Ueberzeugung des einzelnen Beamten. Die 
Staatsanwaltſchaft, als eine hierarchiſch gegliederte Behörde, iſt als Einheit 
aufzufaſſen, 5 deren für den Untergebenen in allen einzelnen Be⸗ 
ziehungen die Anſicht des 9 bindend ſein muß. Im franzöſiſchen 
Civilproceß mögen der Abſatz 3 und die Anträge des Abgeordneten Reichen⸗ 
ſperger ihre Berechtigung haben, da dort der Staatsanwalt als Vertreter 
fiscaliſcher Intereſſen einen Antrag ſtellt und ſodann erklärt, daß er per⸗ 
ſönlich den Antrag nicht für berechtigt halte. Dies folgt aus der Doppel⸗ 
ſtellung des Staatsanwalts in dieſem Prozeſſe. Im Strafverfahren iſt aber 
eine ſolche Einrichtung undenkbar. Die Abſicht, den Staatsanwalt vor Con⸗ 
flicten mit ſeiner eigenen perſönlichen Meinung zu bewahren, wird doch nicht 
erreicht, da auf die Erhebung der Anklage ſelbſt gegen die Meinung des 
Staatsanwalts befohlen werden kann. Und wenn die Erhebung der Anklage 
der individuellen Meinung des Staatsanwalts zuwiderläuft, ſo iſt es do 
eigenthümlich, ihm in der Hauptverhandlung die Geltendmachung ſeiner ab⸗ 
weichenden Meinung zu geſtatten, vielleicht ohne daß ſich die Sachlage ge⸗ 
ändert hat. Auch in der franzöſiſchen Geſetzgebung findet ſich der Satz 
nicht, er hat ſich vielmehr nur in der franzöſiſchen Doctrin herausgebildet. 
Bezüglich der Darſtellung der thatſächlichen Ergebniſſe der mündlichen 
Verhandlung kann übrigens der Staatsanwalt an dienſtliche Weiſungen 
nicht gebunden werden und es geſchieht dies auch nicht. 

Die Discuſſion wird geſchloſſen. 

Referent Miquel beſtreitet, daß dieſe Frage eine ſehr praktiſche Wirkung 
haben werde. In der Beſchaffung des thatſächlichen Materials werde der 
einzelne Beamte der Staatsanwaltſchaft Freiheit in ſeinen Handlungen haben 
müſſen, bei der Rechtsfrage könne allerdings der Staat ein Intereſſe haben, 
daß die Staatsanwaltſchaft als einheitliche Behörde auftrete. 

Darauf werden die Anträge Reichenſperger abgelehnt und § 118 un⸗ 
verändert nach den Commiſſionsbeſchlüſſen angenommen. 

S$ 119 bis 122 werden ohne Debatte genehmigt. 

Die Commiſſion beantragt folgenden, neuen § 122 a: Die Staatsanwälte 
dürfen richterliche Geſchäfte nicht wahrnehmen. Auch darf ihnen eine Dienſt⸗ 
aufſicht über die Richter nicht übertragen werden. 

Abg. Windthorſt erachtet dieſen Paragraphen nach den ine 
des Regierungs⸗Commiſſars über die 5 Staatsanwälte, welche 
danach zu unbedingtem Gehorſam gegen ihre Vorgeſetzten verpflichtet ſeien, 
für äußerſt wichtig. In dieſer nicht zu billigenden Richtung ſei die Regie⸗ 
rung durch Ablehnung der Anträge Reichenſperger durch das Haus unter⸗ 
ſtützt worden. So geſtellte Beamte ſeien nicht zur Beaufſichtigung der Richter 


geeignet. Ob mit dem § 122 a das Gewollte erreicht werde, müfle die Zu⸗ 


kunft lehren; jedenfalls ſei es zweifelhaft, denn es können nach demſelden 
noch immer richterliche Beamte mit den Geſchäften der Staatsanwaltſchaft, 
alſo mit den Geſchäften eines Verwaltungsbeamten betraut werden, dafür 


Remunerationen beziehen und es ſteht nichts entgegen, daß ſie nicht auf 


ihren Wunſch in ihr richterliches Amt ee können. Eine ſolche Ins 


ſtitution ſei nicht lobenswerth, er wünſche deshalb, daß kein Staatsanwalt 
mehr zu den Gerichten zurückverſetzt werden dürfe. Jetzt aber würden ge⸗ 

rade = durch Verfolgungen ausgezeichneten Staatsanwälte zu Richtern 
ernann f 

Abg. Hänel tritt der Auslegung entgegen, die der Vorredner den Mo⸗ 

tiven der Majorität für die Ablehnung der Anträge Reichenſperger unter⸗ 


ftellt habe. Die Staatsanwälte ſollten allerdings keine willensloſen Maſchinen 


für die Verfolgung werden, aber man wollte der Staatsanwaltſchaft eine 
einheitliche Organiſation geben. Den Staatsanwälten könne man der Natur 
ihres Amtes nach keine gleiche Unabhängigkeit geben, wie den Richtern und 
deshalb wollte man auch den Schein der Unabhängigkeit meiden. 

Referent Miquel vertritt noch einmal den Standpunkt der Commiſſton, 
welche die Organiſation der Staatsanwaltſchaft den Einzelſtaaten überlaſſen 
und den Rücktritt der Staatsanwälte in das Richteramt offen gelaſſen habe. 

L122 a. wird darauf angenommen, ebenſo ohne Debatte § 123. 

Die Beſchlußfaſſung über den von der Commiſſion neu eingeſchalteten 
Titel Ha., Rechtsanwaltſchaft, wird vorläufig ausgeſetzt. — Die Titel 10, 
Gerichtsſchreiber, 11, Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungsbeamte, 
werden ohne Debalte genehmigt. Eine Debatte knüpft ſich an § 138 a. des 
Titels 12: Rechtshilfe, welcher lautet: „Die in einem Bundesſtaate be⸗ 


ſtehenden Vorſchriften über die Mittheilung von Acten einer öffentlichen 


Behörde an ein Gericht dieſes Bundesſtaates kommen auch dann zur An⸗ 
2 25 wenn das erſuchende Gericht einem anderen Bundesſtaate an⸗ 
gehört.“ 8 8 

Bundes⸗Commiſſar Regierungsrath Hagens bittet Namens der ver⸗ 
bündeten Regierungen, den Paragraphen zu ſtreichen, weil derſelbe nicht in 
das Gerichtsverfaſſungsgeſetz hineingehöre und auch kein Bedürfniß zu dem⸗ 
ſelben vorliege. 

Referent Abg. Miquel empfiehlt die Annahme des Paragraphen, der 
eine einfache Conſequenz der Stellung der deutſchen Gerichte zu einander fei. 

Der Paragraph wird angenommen. Ebenſo wird der Titel 13. 
( 139 bis 149) „Oeffentlichkeit und Sitzungspolizei“ ohne Dis⸗ 
cuſſion in ſeinen einzelnen Paragraphen unverändert genehmigt. 

Titel 13 handelt von der „Oeffentlichkeit und Sitzungspolizei“; 
derſelbe wird ohne Debatte angenommen. 
Es folgt Titel 14 Gerichtsſprache. § 150 lautet: „Die Gerichtsſprache 
iſt die deutſche.“ — Hierzu beantragen die Abgg. Dr. v. Choslowski und 


Genoſſen hinzuzufügen: „In den zu dem Bundesſtaate Preußen gehörigen 


ehemals polniſchen Landestheilen iſt die polniſche Sprache neben der deut⸗ 
ſchen gleichberechtigt.“ A Br 
a von Choslowski verlieit eine längere Rede zur Vertheidigung 
ſeines . und verweiſt nicht nur auf die thatjählihen Verhältniſſe 
daß zwei Millionen Polen des Deutſchen nicht mächtig wären, ſondern aue 
beſonders auf die Verträge, welche den Polen die Erhaltung ihrer Mutter⸗ 
ſprache garantiren. Präſident des Reichsjuſtizamts, von Amsberg, bittet 
dagegen den Paragraphen unverändert anzunehmen; in den angezogenen 
Verträgen ſteht nur, daß es den contrahirenden Theilen überlafjen bleibe, 
einzelnen Tbeilen ſo weit nationale Selbſtſtändigkeit zu laſſen, als es den 
contrahirenden Staaten in ihrem eigenen J m nöthig und gut er⸗ 
ſcheint. Jedenfalls könne man in dieſem Geſetz nicht weiter gehen, als das 


0 


1 


* 
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jetzt beſtehende Recht 15 und auf dieſem Standpunkt ſtehe der Entwurf; 


den Antrag der polniſchen Abgeordneten annehmen, hieße einfach die jetzt 
beſtehenden preußiſchen Gefehe über die Geſchäftsſprache aufheben. 

Abg. Dr. Gerhardt: Es ſcheint 0 
über der ſogenannten polniſchen Fraction ſowohl im 


netenhauſe wie im Reichstage zu ruhen: dort iſt der Führer der Partei 


von Lyskowski, aus einer ehrlichen deutſchen Familie Koſchenbach, und eben 8 


ſo gehört hier einer der hervorragenden Mitunterzeichner dieſes Antrages, 
der Abg. v. Donimirski, oder vollſtändig Brochowicz v. Donimirski, der ur⸗ 
deutſchen Familie v. Brauchitſch an, eine Vermehrung der Familie, 
ich dem Collegen v. Brauchitſch herzlich gratulire. (Heiterkeit. 


cheint mir ein eigenthümliches Verhängniß 
preußiſchen Ahgeord⸗ a 


zu dem 


In ähnlicher Weiſe ſteht es mit dem größten Theile der Polen in Weite 


preußen; dort giebt es Namen wie Adamski, Tomaszewski ꝛc., die man doch 
tür richtig polniſch halten ſollte und doch nur aus Adam, Tomas 2c. po⸗ 
loniſirt ſind, ja ſelbſt der biedere Schulze iſt nicht we 1 und 
iſt in Schulzewski umgeändert (Heiterkeit), nur der Name 

nicht poloniſirt, ſondern überſetzt. Die Herren reden fortwährend von zwei 
Millionen Polen, berüdfihtigen aber nicht, daß ein ganz bedeutender Theil 
derſelben Deutſche ſind, die unter Friedrich dem Großen einwanderten, ſich, 


tüller wurde 
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enthält ja eigentlich nur einen ſtaatsrechtlichen Proteſt; denn es wird in 


1 


fſaomeit fie ledig waren, unter den Töchtern des Landes umſchauten und die⸗ 


den zu Weibern nahmen. Nun wiſſen Sie ja ſelbſt, daß die Frau 
meiſtens das Wort im Hauſe 1155 und ſchließlich wohl Jeder etwas unter 
dem Pantoffel ſteht (Heiterkeit); fo fügten ſich die deutſchen Männer in Be⸗ 
zug auf Name und Religion ihren polniſchen Frauen; und ſo haben wir 
den überwiegenden Theil polniſcher Namen. Die Mehrzahl der Bevölkerung 
kann beide Sprachen, und wo es überwiegend Polen giebt, die nicht in der 
Lage ſind, deutſch zu ſprechen, iſt der Humanität durch Anſtellung der Dol⸗ 
meiſcher in dem weiteſten Maße Rechnung getragen. Es wäre nur zu 
wünſchen, daß dieſe Beamten mehr Gehalt erhielten, damit ſie ſtets in ge⸗ 
nügender Anzahl vorhanden ſind. Jedenfalls liegt gar kein Grund vor, 
dem polniſchen Antrage zuzuſtimmen. Ich empfehle Ihnen die Ablehnung 
deſſelben im Intereſſe der Rechtseinheit und des Deutſchthums. 

Abg. Windthorſt: Der Antrag des Abg. v. Donimirski bedarf der 
ernſteſten Erwägung, denn die Polen berufen ſich einfach auf ihre Rechte. 
Der preußiſche König Friedrich Wilhelm III. hat in der Proclamation, mit 
der er Beſitz von dem Lande nahm, klar und beſtimmt den Polen den Ge⸗ 
brauch ihrer Sprache garantirt, und an dem Wort eines Königs ſoll man 

nicht deuteln. Wenn man ſich auf das preußiſche Geſetz beruft, ſo ſage 
ich: wenn Preußen in dieſer Beziehung Unrecht gethan hat, fo muß es 
Deutſchland jetzt ſühnen. Ich erkläre auf Grund jener königlichen Pro⸗ 
clamation, daß ich den Antrag für Recht halte und für ihn ſtimmen werde. 
bg. v. Donimirski erkennt die vom Bundescemmiſſar angeführten 
Gründe nicht für durchſchlagend an. Allerdings beabſichtige der Antrag, 
in Preußen beſtehende Geſetze abzuſchaffen. Dagegen könne man doch kein 
f Bedenken haben, da man ſelbſt viele gute Geſetze der Einzelftaaten beſeitige. 
Die in den Motiven zu dieſem Paragraphen aufgeſtellten ſtaatsrechtlichen 
Grundſätze ſeien unrichtig. Die ganze bisherige Geſetzgebung gehe auf Ger⸗ 
maniſirung der Polen aus, das werde man jedoch nie und nimmer erreichen. 
Man lönne doch nicht beabſichtigen, einer großen Bevölkerung die Ueber⸗ 
aa einzuflößen, daß fie vollſtändig rechtlos fei, indem man fie voll⸗ 
tändig der Discretion der Dolmetſcher übergehe. Er hoffe, daß der Reichs⸗ 
tag der durch die immer wiederholte Wahl derſelben Abgeordneten zum Aus⸗ 
druck gelangten Meinung der Bepölkerung in den ehemals polniſchen Lan⸗ 
destheilen Rechnung tragen und ihre verbrieften Rechte ſchützen werde. 
Bundescommiſſar Geh. Rath Oehlſchläger: Die vorliegende Frage iſt 
in dieſem Hauſe wiederholt discutirt und entſchieden worden. Der Antrag 
geht von der Vorausſetzung aus, daß durch die neueren preußiſchen Geſetze 
in dieſer Materie die Rechte der polniſchen Bevölkerung geſchadigt ſeien. 
Er ſtützt ſich zunächſt auf Gründe der Billigkeit, welche nicht ſtichhaltig find. 
Er verlangt nämlich mehr, als den Polen ſelbſt vor Emanirung der be⸗ 
treffenden preußiſchen Landesgeſetze gewährt war. Die vorher geltenden 
Ausnahmegeſetze galten nur für die Provinz Poſen, während dieſer Antrag 
auch die polniſch redenden Bewohner Oſtpreußens und Oberſchleſiens betrifft. 
Dieſe ſind vorher mit der deutſchen Sprache als Amtsſprache ganz gut fertig 
geworden und es iſt kein Grund vorhanden, en daß es die Be⸗ 
wohner der Provinz Poſen nicht ſollten. Der Antrag ſtützt ſich auch auf 
nicht mehr haltbare Gründe des Rechts. Die preußſſche Regierung iſt zu 
den neueren Geſetzen über die Amtsſprache nur durch eine Nothlage ge⸗ 
zwungen worden. Durch die Gleichberechtigung beider Sprachen in Poſen 
wurde jeder Deutſche gezwungen, auf eine polniſche Klage polniſch zu ant⸗ 
worten. Das führte zu einer Benachtheiligung der Deutſchen in deutſchem 
Lande zu Gunſten der Polen. 
Es führte auch zu einer Kränkung der Polen ſelbſt, deren Rechte doch 
die Herren Antragſteller und Genoſſen angeblich vertreten. Es war näm⸗ 
lich nicht mehr möglich, eine genügende Anzahl polniſch redender Richter zu 
die preußiſche Regierung alle mögliche Mühe gegeben 
at; ſolche zu erzeugen. (Heiterkeit) Sie hat polniſche Studenten durch 
drei Jahre, bis ſie Referendarien wurden, mit jährlichen Stipendien von 
3—400 Thalern unterſtützt, nachher aber find jene Stipendiaten aus dem 
n ausgeſchieden. Zahlen und Namen kann ich auf Wunſch zur 
erfügung ſtellen. Die preußiſche Regierung hat alles Mögliche gethan, 
um den Polen zu willfahren und erſt als ſie die Unmöglichkeit einſah, hat 
ſie loyal ein anderes Geſetz eingebracht, damit das Geſetz nicht nur auf dem 
Papiere beſtehe. Die Rechtsfrage iſt im preußiſchen Landtage wiederholt ein⸗ 
gehend discutirt worden und alle Factoren der Geſetzgebung waren dort 
einig, daß den Polen ſtaatsrechtliche e aus der königlichen Pro⸗ 
clamation und ſonſtigen politiſchen Documenten nicht zuſtehen, und daß 
ihnen, was ihnen aus Gründen der Politik und Billigkeit verſprochen wor⸗ 
den iſt, bis es zur Unmöglichkeit wurde, loyal gehalten worden. 

Abg. Frhr. b. Un ruh⸗Bomſt will ebenfalls den Antrag ernſtlich be⸗ 
handelt wiſſen und hegt alle Sympathien für die Antragſteller. Ueber die ſtaats⸗ 
rechtliche Frage wiederum zu ſtreiten, halte er für unnütz, da eine Einigung 
der Meinungen nicht zu erwarten ſtehe. Der vorliegende Paragraph könne 
unmöglich ein anderes Prinzip auſſtellen, als daß die Gerichtsſprache die 
deutſche ſei und wenn bei den Kautelen im folgenden Paragraphen die An⸗ 

tragſteller begründete Anträge einbringen würden, ſo ſei er bereit, ſie zu 
unterſtützen. Es ſei eine Uebertreibung, daß durch das Amtsſprachengeſetz 
in Preußen, welches viele den Polen und ihrer Sprache günſtige Beſtim⸗ 
mungen enthielte, die Polen mundtodt gemacht würden. Das ſei eine 
Phraſe der polniſchen Agitation, welche ſich bereits als grundlos erwieſen 
habe. Er werde gegen den Antrag ſtimmen. 3 

Nachdem der Abg. v. Donimirki nochmals den Antrag der polnischen 
Abgeordneten vertheidigt hat, bemerkt 5 | 7 
bg. v. Putkamer (Sensburg): Der Abg. Windthorſt hat ſich auf ein 
Königliches Wort berufen und ein ſolcher Appell wird bei uns Conſervativen 


immer ein lautes Echo finden. Mir liegt das Beſitzergreifungs⸗ Patent in 


ſeinem Wortlaut vor. Darin iſt allerdings „gelat, daß die polnische Sprache 
neben der deutſchen in den öffentlichen Verhandlungen gebraucht werden 
ſoll. Aber der Schluß lautet wörtlich alſo: „Es iſt mein ernſtlicher Wille, 
daß das Vergangene einer völligen Vergeſſenheit übergeben werde. Meine 
ausſchließliche Sorgfalt gehört der Zukunft. In dieſer hoffe ich die Mittel 
zu finden, das in ſeinen Kräften tief erſchöpfte Land wieder auf den Weg 
des Wohlſtandes zurückzuführen. Wichtige Erfahrungen haben Euch Herren 
ich hoffe auf Eure Anerkennung rechnen 15 dürfen.“ Nun, meine Herren! 
u den Polen gewendet.) Welches iſt Ihre Antwort auf dieſe 75 
orte geweſen? Ein bewaffneter Aufſtand. (Rufe: Oh! oh! Große Unruhe.) 
Fragen Sie Ihr eigenes Gewiſſen und fragen Sie ſich, ob Sie ſich dann 
5 a das Königliche Patent berufen dürfen. (Lebhafte Erregung und 
nruhe. 
x Abg. Windthorſt: Ich bedaure, daß der Vorredner Wunden aufgewühlt 


* Bet, die jo allerdings nicht vernarben können. Ich habe den polnischen 


ufſtand verurtheilt und verurtheile ihn noch, denn ich halte jede Revolu⸗ 
tion für unrecht und unerlaubt. Aber wer hat jemals gefolgert, daß, wenn 
ie in der Proclamation erwartete Anerkennung nicht erfolgte, die in der 
roclamation garantirten Rechte gen hinfällig fein ſollten. Davon ſteht 
nichts in der Proclamation. In Berlin hat may 1848 auch Revolution ge: 
macht, und hat etwa der Vorredner die Meinung, daß 1 deſſen die 
oren hätten, 

welche ihre Landesherren ihnen gemacht haben? (Sehr gut!) Haben die 
Polen ihre Vergehen nicht hinlänglich geſühnt auf den Schlachtfeldern, auf 


benen ſie neben den deutſchen Waffengefährten geblutet haben? Der Herr 


räjident von Metz mag ſich erkundigen — — — (Große Unruhe. Der 

icepräſident v. Stauffenberg bittet den Redner nicht perſönliche Ver: 
hältniſſe in die Debatte zu ziehen und die Abgeordneten nur bei ihren 
Namen zu nennen.) Nun alſo, der Abgeordnete von Puttkamer mag ſich 
erkundigen, ob die polniſchen e nicht ebenſo gut gefochten haben, 
wie die deutſchen. Nach ſolchen Waffenthaten ſollte man nicht erinnern an 
Vergehen, die verjährt find. Ich bedaure, daß dies geſchehen iſt, jetzt in 
dieſem Augenblicke, wo die nächſte Stunde uns vielleicht wieder veranlaſſen 
kann an der Seite unſerer Landsgenoſſen aus Poſen in den Kampf zu 
iehen. 15 Widerſpruch.) Ich bin der Meinung, daß die Lage der 
inge ſehr ernſtlich iſt und wir alle Urſache haben in unſerm Vateklande 


die Einigkeit zu erhalten und fie nicht durch ſolche Provocationen zu ſtören. 


bg. Lasker: Mir thut es leid, daß die ſachliche Discuſſion 1 
brochen worden iſt durch Anregungen, die mit dieſem Paragraphen nicht 


ö das Mindeſte zu thun haben. Es handelt ſich darum, daß die deutſche Na⸗ 
tion verpflichtet iſt, allen Zugebörigen Recht zuzugeſtehen; wir haben Cr 
klärungen gehört, daß dies bisher nicht immer der Fall war. 


Es iſt der 
Fall vorgekommen, daß ein Rechtsanwalt, der eine polniſche Partei vertrat, 
CR die Gerichtsverhandlung der polniſchen Sprache bediente, um den 
agten Deutſchen zu zwingen, daß er polniſch ſich verantworte. Ein ſol⸗ 
r Zuſtand würde aus der Annahme des Antrages folgen. Der Antrag 


demſelben von den „ehemalig polniſchen Landestheilen“ geſprochen; die 


i Wir hören dieſen 
roteſt mit dem Reſpekt an, den wir jedem nationalen Unglück ſchulden, 


And bringen ihm fo piel Sympathie entgegen, als ohne praktiſche Bethä⸗ 
tigung möglich iſt; wir ſprechen ſie aber nicht aus, weil uns ſonſt geſagt 
wird, dieſe Sympathien ſind fruchtlos. 


athien Wir können dem „ehemalig pol⸗ 
775 Landestheil“ kein beſonderes Staatsrecht innerhalb Deutſchlands zu: 
erkennen, denn es gehören dazu Gegenden, in denen das Polniſche nur noch 


8 


Bereit vorkommt. Der Umſt 
Kan iſt jedenfalls der Erwägung werth, denn dadurch würde ein Rechtsſtill⸗ 


tand eintreten und es wäre gleichgiltig, ob daran die Regierung oder die 
er ſelbſt, wundert mich nicht. 


ſie der Verfaſſung gleichſtellt. 


ſie hätten vertragsmäßige Rechte, über welche die Geſetze keine Macht hätten, 
nämlich die Standesherren; und der Abg. Windthorſt hat uns im Voraus 
angekündigt, daß er dafür eine Rede bereit habe (Heiterkeit). Alſo nicht aus 
Geringſchätzung verwerfen wir den polniſchen Antrag, ſondern wir glauben 
den Einwohnern einen größeren Dienſt zu leiſten, wenn wir den Richter an⸗ 
weiſen, die deutſche Sprache zu gebrauchen, damit kein Rechtsſtillſtand ein⸗ 
trete. (Lebhafter Beifall.) 

Referent Abg. Miquel: Ich brauche wohl nicht dem Haufe ausdrücklich 
zu erklären, daß wir in der Commiſſion bei unſerem Beſchluß weder von 
den Gründen des Ahg. Gerhardt noch des Abg. Puttkamer ausgegangen 
ſind. Man beruft ſich auf die preußiſche Königsproclamation; aber ſelbſt 
wenn dieſe, was ſchon Abg. Lasker zurückgewieſen hat, für Preußen zu Recht 
beſtände, ſo kann ſie unmöglich für Deutſchland bindend ſein, und das 
deutſche Geſetz kaun ſich nicht nach dem Recht der Particularſtaaten fügen. 
Die Polen befinden ſich abſolut in keiner anderen Lage, wie die Dänen, 
Litthauer und Franzoſen. Wenn wir ein allgemeines deutſches Gerichts: 
verfaſſungsgeſetz machen, jo muß die Geſchäftsſprache auch die deutſche ſein. 
Ich bitte Sie daher, bei dem Entwurf ſtehen zu bleiben. 

Hierauf wird der § 150 der Commiſſions 1 8 angenommen und 
und der Antrag des Abgeordneten von Choskowski a gelehnt; es ſtimmen 
für . nur die Polen, Socialdemokraten und die Mitglieder des 
Centrums. 

Um 5% Uhr vertagt ſich das Haus bis Freitag 11 Uhr, (Gerichts: 
verfaſſungsgeſetz; Einführungsgeſetz zur Civilprozeßordnung, Strafprozeß⸗ 
ordnung). 

Berlin, 23. Novbr. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat dem 
Bürgermeiſter a. D. Gudewill zu Alfeld im Kreiſe Marienburg in Han⸗ 
nover den Rothen Adlerorden vierter Klaſſe; dem Pfarrer Schulz zu Mül⸗ 
heim a. Ruhr das Kreuz der Ritter des königlichen Hausordens von Hohen⸗ 
zollern; ſowie dem Einjährig⸗Freiwilligen, Gefreiten Willy v. Mumm im 
J. Heſſiſchen Huſaren⸗Regiment Nr. 13, dem Huſaren Georg Philipp Kar: 
bach in demſelben Regiment, dem ehemaligen Gefreiten im 3. Branden⸗ 
burgiſchen Infanterie⸗Regiment Nr. 20, jetzigen Fleiſchergeſellen Hermann 
Fredrich zu Anklam, und dem Fuſilier Auguſt Kolbe im Brandenbur⸗ 
3 — Füſilier⸗Regiment Nr. 35 die Rettungs⸗Medaille am Bande ber: 
lehen. 5 

Se. Majeſtät der König hat den nachbenannten Großherzoglich badiſchen 
Staatsangehörigen, und zwar dem Oberbürgermeiſter Schuſter zu Frei⸗ 
burg, dem Geheimen Hofrath und Profeſſor Dr. Ecker an der Univerſität 
zu Freiburg und dem Bildhauer, Profeſſor Möft zu Karlsruhe den könig⸗ 
lichen Kronen⸗Orden dritter Klaſſe verliehen. 

Dem ſtädtiſchen Muſikdirector Ferdinand Breunung zu Aachen iſt das 
Prädikat „Königlicher Muſik⸗Direckor“ beigelegt worden. 

Berlin, 23. Nov. 
empfingen geſtern Nachmittag um 3 Uhr den Reichskanzler Fürſten 
von Bismarck. 

Heute Vormittag hörten Allerhoͤchſtdieſelben die Vorträge des Kriegs: 
Miniſters, Generals der Infanterie von Kameke, und des Chefs des 
Militär⸗Cabinets, General⸗Majors von Albedyll, empfingen den Reichs⸗ 
kanzler Fürſten von Bismarck und nahmen die Meldung des zum 
Gouverneur von Metz ernannten General-Lieutenants von Schwerin 
entgegen. N 

[Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten! der Kron⸗ 
prinz und die Kronprinzeſſin trafen heute Nachmittag 2 Uhr mit 
Ihren Königlichen Hoheiten den Prinzeſſinnen Charlotte, Victoria, 
Sophie, Margarethe und dem Prinzen Waldemar nebſt Gefolge vom 
Neuen Palais zu dauerndem Winteraufenthalt hier ein. 

Se. Kaiſerliche Hoheit der Kronprinz ſtattete der Lady Salisbury 
im Kaiſerhofe einen Beſuch ab und begab Sich um 2% Uhr nach 
dem Hamburger Bahnhof, um in der Begleitung Sr. Majeſtät des 
Kaiſers zu den Hofjagden nach der Göhrde zu reifen. (Reichsanz.) 

= Berlin, 23. Nov. [Sitzung des Bundesrathes. — 
Das Befinden des Fürſten Bismarck. — Die Aectiengeſetz⸗ 
gebung.] Der Bundesrath hielt heute Nachmittag 2 Uhr im Reichs⸗ 
tage eine Plenarfigung unter dem Vorſitz des Reichskanzleramts⸗Präſi⸗ 
denten Staatsminiſters Hofmann. Nach Feſtſtellung des Protokolls 
der letzten Sitzung wurde eine Vorlage, betr. die Dampfkeſſel⸗ und 
Dampfmaſchinen⸗Statiſtik, den Ausſchüſſen überwieſen. Der 3. Bericht 
der Relchsſchulden-Commiſſion über ihre Thätigkeit und über die Er: 
gebniſſe der unter ihrer Aufſſicht ſtehenden Verwaltung verſchiedener 
Reichsfonds wurde genehmigt; durch mündliche Ausſchußberichte wur⸗ 
den erledigt: der Antrag Mecklenburg-Schwerins, betr. die Abänderung 
der Grundſätze über Fixation der Brauſteuer; die Angelegenheit, betr. 
die Anwendung des § 18 Abſ. 2 des Geſetzes wegen Erhebung der 
Brauſteuer, auf fixirte Brauereien; die Gewährung einer Steuerbonifi⸗ 
cation für zwei ohne zollamtliche Reviſion nach Baſel verſandte Fäſſer 
Branntwein. Dann ſtanden zur Erledigung mündlicher Bericht des 
Juſtiz-Ausſchuſſes, betreffend die vom Reichstage beſchoſſene Ueber: 
welfung der Petitionen des früheren Münzmeiſters Anderſen 
und des Majors a. D. von Kretſchmann wegen Rechtsver⸗ 
weigerung an den Reichkanzler. Den Schluß machte Vorlegung 
von Eingaben. — Fürſt Bismarck befindet ſich nach Verſicherung ihm 
nahe ſtehender Perſonen wohler, als dies ſeit vielen Jahren der Fall 
war. Der Fürſt empfing bereits geſtern Abend den engliſchen Be: 
vollmächtigten auf der Conferenz in Konſtantinopel, Marquis v. Salis⸗ 
bury, und conferirte auch heute wieder mit demſelben; dieſen Mittag 
iſt der Marquis vom Reichskanzler zum Diner eingeladen worden. 
Im Reichstage verweilte der Fürſt nur etwa / Stunde, dagegen ſoll 
derſelbe heute einer Conferenz des preuß. Minifterinms präſidirt haben, 
in welcher es ſich um die Zollfrage, bezw. um die mehrfach erwähnten 
Verwaltungsmaßregeln nach Aufhebung der Eiſenzölle gehandelt haben 
dürfte. — Die erwähnte Denkſchrift zu dem Antrage Preußens auf 
Reviſion der Actien-Geſetzgebung zerfällt in 4 Hauptabſchnitte. Zu: 
nächſt ſoll dem Gründungsweſen durch die Geſetzgebung entgegen⸗ 
getreten werden. In dieſer Beziehung will man eine Abänderung 
des Art. 222 des Allg. Handelsgeſetz-Buches (Einzahlung der Actien). 
Ferner ſoll die Emiſſion neuer ſogenannter junger Aclien be: 
ſchränkt werden. Beſondere Sorgfalt ſoll der Conceſſionirung zuge⸗ 
wendet werden x. Ein zweiter Hauptgeſichtspunkt betriffet die Ge⸗ 
ſchäfsführung der Actiengeſellſchaften, ein dritter die Individualrechte 
der Actionäre; endlich wird die Frage ventilirt, in wie weit durch die 
Geſetzgebung in die Rechtsverhältniſſe bereits beſtehender Actiengefell: 
ſchaften eingegriffen werden kann. Wo die Rechtsverhältniſſe der be: 
ſtehenden Geſellſchaft eine vertragsmäßige Grundlage haben, ſoll, ſoweit 
dieſe in Frage kommt, die Geſetzgebung nicht eingreifen, dagegen an⸗ 
genommen werden, daß die Gewährung der Mittel zur Geltung: 
machung beſtehender Rechte dieſe vertragsmäßige Grundlage nicht be⸗ 
rührt. Durchgängig wird bei den Erwägungen an die Vorgänge der 
Jahre 1872/73 angknüpft. — Die Reichstags⸗Commiſſton für das 
Seeunfallsgeſetz hat die erſte Leſung ihrer Arbeit beendet und die letzten 
Paragraphen, vom § 23 an, geſtrichen. Bei der Zuſammenſetzung der 
Commiſſion iſt an eine Aenderung dieſes Reſultates in zweiter Leſung 
nicht zu denken und man hofft auf die Zuſtimmung des Plenums zu 


and, daß keine polniſchen Richter vorhanden] haltsetat für Elſaß⸗Lothringen 


Polen die Schuld trügen. Daß der Abg. Windthorſt ſich bei dieſer Gelegen⸗ 
heit in einer Sprache ausdrückt, welche die Meinung hervorbringt, als ob 
die Deutſchen mit einem Königsworte leichter umzugehen geneigt ſind, als 
Allein wir haben von jeher feſtgeſtellt, daß 
wir ſolche Proklamationen nicht behandeln konnen als internatiouale Ver⸗ 
träge; man ſchließt mit den eigenen Unterthanen keine internationalen Ver⸗ 
träge und giebt den Proklamakionen nicht die feierliche Verbindlichkeit, welche 

0 0 Die Polen ſtehen nicht allein da, in den 
nächſten Tagen werden uns eine Reihe deutſcher Bürger gleichfalls erklären, 


[Se. Majeſtät der Kaiſer und König]| 
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hat geſtern ihre Arbeiten begonnen. DIE 
Abgeordneten aus den Reichslanden verharren in ihrem paſſiven Wider⸗ 
ſtande an den Arbeiten der Commiſſion. 

[Sr. Majeſtät Schiff „Luiſe“ hat am 11. October früh die 
Rhede von Chefon verlaſſen und ankerte am 4. deſſelben Monats 
Abends im Hafen von Shanghai. 

Poſen, 20. Nov. [Das Verleſen eines Pſalms als kirchliches 
Straf: und Zuchtmittel.] Heute kam vor dem Criminalſenat des hie: 
ſigen Appellationsgerichts folgende Anklageſache zur Verhandlung, über die 
bereits einmal vor dem Appellationsgerichte zu Bromberg verbandelt worden 
war: Der Propſt Adamski zu Schudlowice im Kreiſe Inowrazlaw, welcher 
mit dem katholiſchen Lehrer ſeiner Gemeinde, Tr., in Feindſchaft lebte, 
hatte im Juni 1875 einen anonymen Brief erhalten, der für ihn ſehr be⸗ 
leidigend war und von dem er annahm, daß derſelbe, wenn auch nicht von 
dem Lehrer ſelbſt, ſo doch auf Veranlaſſung deſſelben geſchrieben worden 
ſei. Auf dieſe Vermuthung bin richtete er an einem Sonntage von der 
Kanzel der Kirche nach der Predigt etwa folgende Worte an ſeine Zuhörer: 
Der Antichriſt ſende ſtets ſeine Apoſtel aus, und ſo ſei auch hier am Orte 
ein ſolcher Apoſtel, und zwar ſei dies derjenige, der die Kinder der Gemeinde⸗ 
Mitglieder unterrichte: ein ſolcher Herumtreiber und Vagabonde befinde ſich 
in der Gemeinde. In der Abſicht nun, Gottes Gnade auf ihn herab⸗ 
uflehen und Beſſerung für ihn zu erbitten, nicht aus Rache, wolle er den 
Pſalm 109 mit der Gemeinde beten. Der Propſt begab ſich alsdann an 
den Altar, und verlas den angegebenen Pſalm, deſſen Ueberſchrift in der 
1 von Luther lautet: Weiſſagung von Juda und der Jüden Un⸗ 
treue, an Chriſto verübt, und ihrem Fluch. Es kommen in dieſem Pſalm 
e Verſe vor: „Sie haben ihr gottloſes und falſches Maul wider mich 
aufgethan, und reden wider mich mit falſcher Zunge ꝛc. Setze Gottloſe über 
ihn, und der Satan möge fteben zu ſeiner Rechten. Seiner Tage müſſen 
wenig werden, und ſein Amt müſſe ein Anderer empfangen. Seine Kinder 
müſſen Waiſen werden und ſein Weib eine Wittwe. Seine Kinder müſſen 
in der Irre gehen und betteln und ſuchen, als die verdorben find. Es 
müſſe der Wucherer ausſagen Alles, was er hat, und Fremde müſſen ſeine 
Güter rauben. Und Niemand müſſe ihm Gutes thun, und Niemand er: 
barme ſich ſeiner Waiſen. Seine Nachkommen müſſen ausgerottet werden, 
ihr Name müſſe im anderen Glied verfluchet werden. So werde ihm der 
Fluch wie ein Kleid, das er anhabe, und wie ein Gürtel, da er ſich allewege 
mit gürte. So geſchehe denen vom Herrn, die mir zuwider ſind und reden 
Böſes wider meine Seele ꝛc.“ Gegen den Propſt wurde nun auf Grund 
des § 5 des Geſetzes über die Grenzen des echts zum Gebrauche lirchlicher 
Straf⸗ und Zuchtmittel, vom 13. Mai 1873 und § 185 des Strafgeſetzbuchs 
(wegen Beleidigung) die Anklage erhoben. In erſter Inſtanz wurde derſelbe 
auf Grund beider Paragraphen zu 300 Mark Geldftrafe, im Unvermögens⸗ 
falle zu 3 Monaten Feſtungshaft verurtheilt. In zweiter Inſtanz dagegen 
wurde er vom Criminalſenate des Appellationsgerichts zu Bromberg nur 
auf Grund des § 185 des Strafgeſetzbuches und zwar zu einer niedrigen 
Geldſtrafe verurtheilt, dagegen von der Anklage wegen Vergehens gegen 
§ 5 des Geſetzes vom 13. Mai 1873 Ni dach r Die Verurtheilung auf 
Grund des § 185 des Strafgeſetzbuches iſt rechtskräftig geworden. Dagegen 
wurde vom Obertribunal das freiſprechende Theil des Erkenntniſſes zweiter 
Inſtanz caſſirt und die Sache nochmals an die zweite Inſtanz, und zwar 
an das Appellationsgericht zu Poſen, verwieſen. Vom Criminalſenat des 
in Appellationsgerichts wurde in der heutigen Verhandlung anerkannt, 
daß der Propſt den Palm als kirchliches Zuchtmittel gegen den Lehrer an⸗ 
ewendet habe, wie dies unzweifelhaft aus den Worten, die er zuvor auf 
der Kanzel geſprochen, hervorgegangen ſei. Es wurde demgemäß der An⸗ 
ah te auf Grund des $ 5 des Geſetzes vom 13. Mai 1873 zu 200 Mark 
eldftraſe, im Unvermögensfalle zu 40 Tagen Gefängnißſtrafe verurtheilt; 
auch wurden ihm die Koſten beider Inſtanzen auferlegt. (Bromb. Ztg.) 

Poſen, 22. Nov. [Ein neuer Termin] iſt dem verantwort⸗ 
lichen Redacteur des „Kuryer Poznansk!“ Dr. Kantecki am Sonn⸗ 
abend geſtellt, um in Sachen der Verfügung der Bromberger Ober⸗ 
poſtdirection über die Verfaſſerſchaft des Artikels, welcher dieſelbe 
in die Oeffentlichkeit brachte, vernommen zu werden. Sollte er ſich 
nicht ſtellen oder wiederum das Zeugniß verweigern, ſo iſt ihm, wie 
der „Kuryer Poznanski“ meldet, bereits die Auferlegung einer Geld: 
ſtrafe von 100 Mark angedroht worden. 

Köln, 22. Nov. [V. v. Zuccalmaglio .] Die deutſchen 
Vaterlandsfreunde der Rheinprovinz haben einen ſchmerzlichen Verluſt 
zu beklagen. Vorgeſtern Nachmittag verſchied in Grevenbroich der be— 
währte alte Vorkämpfer Vine. v. Zuccalmaglio; in feiner von ihm 
vielgeliebten und an Land und Leuten ſehr genau gekannten bergiſchen 
Heimath war er ſeit lange ein nie raſtender, muth- und gemüthvoller 
Anreger und Führer in gemeinnützigen und freiheitlichen und patrio⸗ 
tiſchen Beſtrebungen; namentlich in den letzten Jahren ſeines Lebens, 
widmete er einen großen Theil ſeiner Zeit dem nationalen und libe⸗ 
ralen Kampfe durch Wort und Schrift, beſonders in feinem nationalen 
Wochenblatte. Der „alte Fuhrmann“, wie er ſich nannte, hat durch 
die gemüthvolle Popularität ſeiner Darſtellung in ganz Rheinland und 
Weſtfalen, weit über ſeine bergiſche Heimath hinaus, ſich warme Ver⸗ 
ehrung erworben; freilich auch viele Angriffe, die er tapfer beſtand: 
„Viel Feind', viel Ehr!“ Ihm bleibt unter allen freigeſinnten Patrio⸗ 
ten ein dankbares Andenken geſichert. 

Duisburg, 22. Novbr. [Antwort.] Von Seiten der Herren 
Dr. Gocke und Director Keller, welche ſ. Z. die Petition unſeres 
Kreiſes in Sachen der Eiſenzoͤlle in Berlin überreichten, wurde im 
einer ſpäteren Eingabe das Reichskanzleramt erſucht, einen Commiſſar 
behufs Unterſuchung der Lage der Eiſeninduſtrie in unſeren Kreis ent⸗ 
ſenden zu wollen. Das Reichskanzleramt hat auf dieſes Geſuch fol⸗ 
gende Antwort ertheilt: 5 

„Ew. Wohlgeboren haben in der gefälligen 7 vom 23. v. M. 
unter Ueberreichung einer auf Beibehaltung der Eiſenzölle gerichteten Pe⸗ 
tition den Antrag geſtellt, daß ſchleunigſt vom Reichskanzleramte oder von 
der königlich preußischen Regierung ein Commiſſar in die Kreiſe Duisburg 
und Mühlheim an der Ruhr entſendet werden möge, um von dem Zuſtaude 
und den Betriebsverhältniſſen der bedeutendſten dortigen Eiſenwerke durch 
Einſicht ihrer Bücher ꝛc. eingehende Kenntniß da nehmen. Wir erwidern 
Ihnen hierauf ergebenſt, daß die ge ider Tage der Eiſeninduſtrie ſo⸗ 
Ba dem 5 als auch der Onigtic preußiſchen Regierung, 
welcher von Ihrer Vorſtellung Kenntniß 1 U en worden iſt, zur Genüge 
bekannt, und daß daher etn Bedürfniß dorb thebung weiterer Informatio⸗ 
nen an Ort und Stelle zur Zeit nicht vorhanden iſt. Das Reichskanzler⸗ 


Amt. Hofmann.“ 2 
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Bern, 18. Nov. [Zum Teſſiner Conflict. — Biſchof 
Herzog] Die zwiſchen den liberalen und ultramontanen Teſſiner 
Delegirten unter Vermittelung des Bundes raths erzielte Verſtändigung, 
betreffend den Teſſiner Verfaſſungs⸗Conflict, beſieht in der Annahme 
der unweſentlich veränderten bundesräthlichen Vorſchläge. Nach den: 
ſelben werden die Liberalen ſich nicht mehr der verfaſſungsmäßigen 
Einberufung des Großen Raths am 20. d. M. widerſetzen, während 
ſich diefer auf Erledigung der dringendſten Geſchäfte und den Erlaß 
einer neuen Wahlverordnung beſchränken wird, welche in einem ein⸗ 
zigen Artikel beftimmt, daß der Große Rath auf der Grundlage der 
derzeitigen ſchweizeriſchen Geſammtbevölkerung unter Beibehaltung der 
ſeitherigen Wahlkreiſe mit geheimer Stimmabgabe in den Gemeinden 
ſtattfinden ſoll. Dann, wenn dieſe Verordnung von der Bundesver⸗ 
ſammlung genehmigt fein wird — was ſchon in der nächſten December⸗ 
Sitzung geſchehen kann —, ſoll nach ihr ſofort ein neuer Teſſiner 
Großer Rath gewählt werden. — Die hieſige katholiſch⸗theologiſche 
Facultät hat dem chriſtkatholiſchen Biſchof Herzog anläßlich des vor 
einigen Tagen gefeierten Stiftungsfeftes der Berner Univerfität den 
Doctortitel honoris causa ertheilt. 


a Frankreich. 
* Paris, 20. Nov. [Katholiſcher Congreß.] Die katho⸗ 
liſchen Comite's der Departements Nord und Pas de Calais halten 
gegenwärtig einen Congreß unter dem Vorſitze des Grafen de Melun. 


den Commiſſionsanträgen. — Die Commiſſion für den Landeshaus⸗JDie Verſammlung eröffnete ihre Sitzung mit einem Gebete für das 


der Euchariſtie für die K en Anſprachen diejenige 
von Herrn Beéchamp, Decan der katholiſchen wiſſenſchaftlichen Facultät 
von Lille, hervorzuheben. Der frühere Profeſſor der Staatsuniverfität 
von Montpellier verſuchte, die Wiſſenſchaft mit dem Glauben zu vereini⸗ 
gen und die wiſſenſchaftlichen Entdeckungen mit den religiöſen Doctrinen 
zu verföhnen. Bei der Gelegenheit belegte er Epicur, Anaxagoras x. 
mit dem Fluche und hob die deiſtiſchen Gelehrten, wie Buffon, Lavoi⸗ 
ſier, Cuvier in den Himmel. Bechamp ging bis zur bibliſchen Schö⸗ 
pfung, bis zur Sündfluth zurück und pries am Schluſſe ſeiner Rede 
die chriſtliche Wiſſenſchaft als die einzig wahre Wiſſenſchaft. Der 
Biſchof von Lydda forderte darauf die Katholiken zum Handeln auf. 
Eine Adreſſe an den Papſt wurde von den Anweſenden unterzeichnet 
und dann die Sitzung der drei Sectionen, die des Glaubens: und 
Bittamtes, die des Werkes des Unterrichts und der Propaganda und 
die des Werkes der Arbeiter und Militärperſonen eröffnet. 
[Finanzielles.] Bisher war vom Finanzminiſter den Rech⸗ 
nungsbeamten des Staatsſchatzes vorgeſchrieben, die Actenſtücke, die im 
Ausland abgefaßt worden, nur dann für giltig anzunehmen, wenn ſie 
von einem diplomatiſchen oder Conſularagenten Frankreichs im Aus⸗ 
lande beglaubigt worden. In Folge vieler Beſchwerden hierüber haben 
die Rechnungsführer die Weiſung erhalten vor der Hand dieſe Acten⸗ 
ſtücke auch für giltg zu halten, wenn ſie blos durch eine ausländiſche 
Obrigkeit legaliſirt worden, mit Ausnahme jedoch von England, den 
engliſchen Beſitzungen und der Republik von Uruguay, wohlverſtanden 
jedoch. daß immer noch wie früher die ausländiſchen Actenſtücke beim 
Miniſterium des Auswärtigen in Paris eine letzte Legaliſirung erhalten 
müſſen. i 
er ches.] Der in Fontainebleau commandirende Gene⸗ 
ral Schneegans hat bei dem Begräbniß eines Zöglings der Mili- 
tärſchule der genannten Stadt eine Lobrede auf die „Brüder der chriſt⸗ 
lichen Doctrin“ gehalten; in Verfailles fiel dies gerade jetzt auf, und 
die Republikaner zeigen ſich heute weniger geneigt denn je, das Cultus⸗ 
Budget um 3 Millionen zu vermehren. — Die Lage der Unter: 
offiziere, die in der franzöſiſchen Armee jeden Tag ſeltener werden, 
beſchäftigt nicht allein Verſailles, ſondern auch die milttäriſchen Kreiſe 
in hohem Grade. Gambetta hat jetzt ebenfalls einen auf dieſe Frage 
bezüglichen Entwurf eingereicht. In der Armee findet der Antrag 
Keller's auf Einführung zinstragender und nach beendeter Dienſtzeit 
auszuzahlender Prämien für die Unteroffiziere, die ſich wieder anwerben 
laſſen, den meiſten Beifall. 5 
© Paris, 21. Nov. Abends. [Tagesbericht.] Der Miniſter⸗ 
rath hat heute aufs Neue über die Angelegenheit der Civilbegräbniſſe 
berathen. Wie es heißt, fügt die Regierung ſich den Wünſchen der 
Mehrheit; fie iſt bereit, allen Mitgliedern der Ehrenlegion, gleichviel 
ob dieſelben ſich mit dem Beiſtand der Kirche beerdigen laſſen oder 
nicht, die letzten Ehren durch eine Militärabtheilung erweiſen zu laſſen, 
jedoch nur am Sterbehauſe. Im Falle, daß die Familie es wünſcht, 
ſoll die Militärabtheilung den Leichenzug bis zur Kirche geleiten. — 
Die Herren de Chaudordy und de Bourgoing ſind erſt heute Abend nach 
Konſtantinopel abgereiſt; der Marquis Salisbury hatte heute Nach⸗ 
mittag eine Unterredung mit dem Duc Decazes. 
aris, 22. Novbr. [Aus der Deputirtenkammer. — 
Floquet's Interpellation in Betreff der Civilbegräbniſſe. 
— Aus dem Senat. — Annahme des Heeresverwaltungs— 
Geſetzes. — Wahlſchreiben de Merode's. — Katholiſcher 
Congreß zu Lille. — Gerüchte von einer Cabinetskriſis. 
— Perſonalien.] Die Kammer hat ſich geſtern mit dem Budget 
der Ehrenlegion beſchäftigt. Die Ziffern deſſelben veranlaßten keine 
Discuſſion von einiger Bedeutung; wenn man gleichwohl dieſe Debatte 
mit Spannung erwartete, ſo war es, weil ſie die Gelegenheit zu einer 
Interpellation über die Civilbegräbniſſe lieferte. Mit dieſer Inter⸗ 
pellation war, wie man weiß, Floquet von der äußerſten Linken be⸗ 
auftragt, und er Löfte feine Aufgabe zur großen Zufriedenheit nicht nur 
feiner Fractionsgenoſſen, ſondern der ganzen Linken. Anfangs wurde 
er von der Rechten wiederholt heftig unterbrochen, über nach und nach 
erzwang er ſich aufmerkſames Gehör. Er erinnerte zuerſt an die Vor⸗ 
fälle, welche während der parlamentariſchen Ferien und ſpäter einen ſo 
üblen Eindruck auf die öffentliche Meinung gemacht haben, insbeſondere 
an den ſeandalöſen Auftritt bei der Beſtattung Felicien David's, wo 
der die Ehrenwache commandirende Offtzier ſich mit ſeinen Leuten ent⸗ 
fernte, als man ihm ſagte, daß der Leichnam direct auf den Kirchhof 
und nicht in die Kirche gebracht werde. Dann bewies er in unum⸗ 
ſtößlicher Weiſe, daß die militäriſchen Reglements (fie datiren von 
1863), auf welche man ſich berufen hat, um dieſe Verletzung der den 
Todten gebührenden Achtung zu rechtfertigen, gar nicht enthalten, was 
die Militärbehörde aus ihnen herausleſen will. Und wenn ſie es ent⸗ 
hielten, ſo müßte man keine Rückſicht auf ſie nehmen, da ſie alsdann 
in offenem Widerſpruch mit dem in dieſen Angelegenheiten maßgeben⸗ 
den Geſetze vom Jahre XII ſtänden. Hierauf ging der Redner zu 
einem höheren Geſichtspunkt über und zeigte, wie ſich nach der Reſtau⸗ 
rationszeit die religiöſe Toleranz in Frankreich immer mehr ausgebildet 
wie die Geiſtlichkeit ſelber nicht eutfernt beanſpruchte, was ſie heute 
beanſprucht, wie aber die Regierung der moraliſchen Ordnung das 
Signal zum Ausbruch der heftigſten religiöſen Leidenſchaften gegeben, 
derart daß der allzuberühmte Präfect Ducros von yon ſeine abſcheu⸗ 
lichen Verfügungen über die nichtreligiöſen Begräbniſſe erlaſſen konnte. 
Früher weigerte ſich die Kirche, an der Beſtattung der Perſonen, die 
nicht ihren kirchlichen Verpflichtungen nachgekommen waren, Theil zu 
nehmen, und es ward mehr als ein Streit dadurch veranlaßt, daß die 
Freidenker, welche außerhalb der Religion gelebt hatten, für ihre Be⸗ 
gräbniſſe die religibſen Ceremonien verlangten. Jetzt will man dieſe 
Ceremonien noch denjenigen aufnöthigen, die fie nicht begehren. Man 
bildet einen wahren Cultus der Heuchelei heraus, und dieſen Cultus 
wird Frankreich ſich nicht aufnöthigen laſſen. Soweit Floquet. Seine 
Rede war durchweg in ſehr gemäßigtem Tone gehalten und rief 
ſtürmiſchen Applaus ſelbſt, wie geſagt, auf den Bänken des linken 
Centrums hervor. Man erwartete die Antwort der Regierung und 
in der That flieg der Juſtizminiſter Dufaure auf die Tribüne, eben 
nur um zu ſagen, daß er nicht eher antworten werde, bis der Kriegs⸗ 
miniſter, den die Sache zunächſt angeht, geantwortet habe. Der 
Kriegsminiſter befinde ſich augenblicklich im Senat, die Kammer möge 
ſich alſo gedulden. Dieſe Erklärung rief einiges Staunen hervor, ſie 
war erſichtlich nicht nach dem Geſchmacke der Mehrheit. Hier führte die 
Rechte eine kleine Comödie auf, indem ſie durch de Caſtellane die ſofortige 
Aeußerung Dufaure's verlangen ließ. Dufaure blieb jedoch bei feiner Weige⸗ 
rung und die Kammer mußte ſich gedulden. Nachdem man 20 Min. vergeblich 
auf den Ktiegsminiſter gewartet hatte, wurde die Sitzung aufgehoben 
und ſomit die Antwort der Regierung auf morgen Donnerstag (da 
Mittwochs keine Sitzung ſtattfindet) verſchoben. Die Deputirten gingen 
ziemlich aufgeregt auseinander. Man wußte übrigens, daß die Miniſter 
den Vorſchlag machen wollen, den Mitgliedern der Ehrenlegion, gleich⸗ 
viel ob ſie ſich kirchlich beerdigen laſſen oder nicht, die militäriſchen 
Ehren nur im Sterbehauſe, ſtatt auf dem Kirchhofe, zu erweisen. 
Dies Zugeſtändniß wird von der Mehrheit der Linken ſchwerlich als 
genügend betrachtet werden, beſonders wenn man ihm noch die Be⸗ 
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Leichnam nach der Kirche begleiten kann. Denn damit wird doch 
wieder eine Vergünſtigung geſchaffen, von welcher nicht nur die Frei⸗ 
denker ausgeſchloſſen ſind, ſondern auch die Proteſtanten und Juden, 
welche ihre Todten nur ausnahmsweiſe in die Kirche oder den Tempel 
bringen. — Im Senat iſt geſtern das Heeresverwaltungsgeſetz mit 
255 gegen 2 Stimmen angenommen worden, worauf der Senat ſich 
bis Freitag vertagte. Am Freitag wird er bekanntlich die zwei lebens⸗ 
länglichen Mitglieder wählen. Victor Hugo hat geſtern der äußerſten 
Linken mitgetheilt, daß die Vorſtände aller republikaniſchen Gruppen 
ſich über die Namen zweier Candidaten geeinigt haben, daß ſie aber 
für rathſam halten, dieſe Namen noch nicht öffentlich zu nennen. Der 
neue Senator des Doubs, de Mérode, bedankt ſich bei feinen Wählern 
in einem Schreiben, worin er ſehr verſtändig zu ſein verſpricht. „Sie 
ſchicken mich nach Verſailles, ſagt de Mérode u. A., und ich muß dort 
die Aufgabe erfüllen, die Sie mir zuertheilt haben, nämlich den Marſchall⸗ 
Präſidenten in feiner großen und ſchwierigen Miſſion zu unterſtützen, ihm 
bei der Erhaltung des inneren und äußeren Friedens behilflich zu ſein; 
unſer liebes Vaterland vor neuen Revolutionen zu bewahren und dem 
Lande unter den jetzigen Einrichtungen die Wohlthaten einer klugen 
und regelmäßigen Regierung zu verſchaffen.“ Es muß ſich nun zeigen, 
ob de Merode in ſeinen Voten dieſem ſchönen Programm treu bleibt. 
— In Lille iſt, wie ſchon gemeldet, wieder ein katholiſcher Congreß 
verſammelt. Der Deputirte de Mun hielt dort eine Rede über die 
Arbeitervereine und der Congreß richtete eine Adreſſe an den Papſt⸗ 
König, als an die einzige Hoffnung der Civiliſation in dieſen gefähr⸗ 
lichen Zeiten. Wohlverſtanden, fügt der ‚„‚Progres du Nord“, dem 
wir dieſe Nachricht entnehmen, hinzu, wohlverſtanden hat Niemand 
daran gedacht den Congreß zu ſchließen, trotz dem offenbar politiſchen 
Charakter jener Adreſſe. — Jules Simon hatte vorgeſtern eine Audienz 
bei Mac Mahon; man bringt die Unterredung der Beiden natürlich 
mit den Gerüchten über eine bevorſtehende Cabinetskriſe in Verbin⸗ 
dung. — Die Vermählung des Königs Alfons XII. mit Donna 
Maria⸗las⸗Mercedes, der dritten Tochter des Herzogs von Montpenſier, 
iſt, wie es heißt, jetzt beſchloſſene Sache. Mehrere Mitglieder der 
Familie d' Orleans find in Sevilla verſammelt, um ihre Vollziehung 
abzuwarten, ſo der Herzog von Montpenſier, der Graf von Paris, der 
Prinz und die Prinzeſſin von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha und die Prin⸗ 
zeſſin Clementine. — Herr de Chaudordy hat ſeinen Collegen de Bour⸗ 
going vorgeſtern allein abreiſen laſſen; er ſelbſt iſt geſtern mit dem 
Geſandtſchafts-Attaché de Voize abgereiſt. 5 
Spanien. 

Madrid, 16. Nov. [Aus den Cortes. — Minifterielles.] 
Seit dem Tage der Eröffnung der Cortes, wo Leon 9 Caſtillo das 
Cabinet wegen Beibehaltung der Dictatur ſo hart angriff, haben die 
Verhandlungen keineswegs an Intereſſe gewonnen. Weiß man doch 
ſowohl in den beiden Kammern als auch im Publikum, daß die Ein⸗ 
bringung eines Geſetzentwurfs Seitens der Regierung gleichbedeutend 
mit deſſen unveränderter Annahme iſt. Die organiſchen Geſetze ſtehen 
auf der Tagesordnung und der Streit zwiſchen Oppoſition und Regie⸗ 
rung war hauptſächlich über den Punkt entbrannt, ob die Gemeinde 
und Provinzialräthe vor oder nach den Senatswahlen neu conſtituirt 
werden ſollen. Lange war man darüber im Unklaren, bis endlich 


werde, daß ſie im anderen, kaum denkbaren Falle jedoch zu dieſen 
Wahlen mit Hilfe der beſtehenden Körperſchaften ſchreiten müſſe. Eine 
andere Aeußerung deſſelben Miniſters bei Beantwortung einer Rede 


des Abgeordneten Linares iſt nicht minder wichtig und hat in hieſigen 8 


diplomatiſchen Streifen überraſcht. Sie bezieht ſich auf die religiöfe 
Frage. Das Mitglied der Linken wollte nämlich wiſſen, ob es wahr 
ſei, daß eine auswärtige Regierung wegen der Auslegung des Artikels 
11 Vorſtellungen gemacht habe. Romero Robledo verneinte dies, in⸗ 
dem er hinzufügte, daß die Regierung keine Einmiſchung, von welcher 
Seite fie auch kommen möge, in die innere ſpaniſche Politik dulden 
würde. Damit nicht befriedigt, verlangie der Interpellant von dem 
Miniſter, daß er dieſe Verſicherung unter Ehrenwort wiederhole. 
Romero Robledo kam dieſem Wunſche ohne Zögern nach, indem er 
mit kräftiger Stimme ſagte: „Lo aseguro bajo palabra de 
honor“. Im Senate find bis jetzt drei Geſetzentwürfe über Billigung 
der ſeit dem 3. Januar 1874 erlaſſenen Decrete, Rückkehr der Depor⸗ 
tirten und Ernennung der Mitglieder des Oberrechnungshofes, einge: 
bracht worden. Eine Interpellation des Generals Concha über die 
Kriegsführung auf Cuba reizte die Empfindlichkeit des Kriegsminiſters 
in hohem Grade, hatte aber ſonſt keinen Erfolg. Herrn Calderon 
Collantes war es beſchieden, den Senatoren zuerſt ſeine Anſchauung 
über den Artikel 11 zu geben. Der Miniſter der auswärtigen An⸗ 
gelegenheiten ſchwärmt für die katholiſche Einheit und hat ſich nur 
herbeigelaſſen, den genannten freiſinnigen Artikel zu unterſchreiben, 
weil ihm verſprochen wurde, daß die antikatholiſche Propaganda unter⸗ 
drückt und jeder Angriff gegen die Religion ſtreng beſtraft werden 
ſollte. In dem neuen Preßgeſetz wird darum auch dafür geſorgt 
werden, daß die Zeitungen mit der alleinſeligmachenden Kirche glimpf⸗ 
lich umgehen. Der Staat iſt nicht mehr wie im Jahre 1869 
atheiſtiſch; er beſitzt eine Religion und iſt zum Schutze derſelben 


verpflichtet. 
Großbritannien. 

A. A. C. London, 21. Novbr. [Rede des Miniſters des 
Innern in Birmingham.] Herr Croß, der Miniſter für innere 
Angelegenheiten, beſuchte geſtern Birmingham und wohnte am 
Abend einem ihm zu Ehren von der Bürgerſchaft gegebenen Bankett 
im Stadthauſe an. In Erwiderung des üblichen Toaſtes auf die Ge⸗ 
ſundheit der Miniſter hielt er eine Rede, die hauptſächlich einer Recht: 
fertigung der Orientpolitik der Regierung gewidmet war. 

Kein Miniſter, der im Beſitz feiner Sinne fei, bemerkte er u. A., könnte 
etwas Anderes als den Frieden wünſchen. Die Regierung habe von Anbe⸗ 
ſcen nur dieſen einzigen Wunſch gehegt. Sie verſuchte den türkiſch⸗ſerbi⸗ 
chen Krieg zu verhindern, und als er ausbrach, that ſie ihr Beſtes, um 
Be eig zu localiſiren. Andere vorgebrachte Rathſchläge waren voll der 
größten Gefahren für England, wie für ganz Curopa, weil dieſelben wahr: 
ſcheinlich in einem allgemeinen europäiſchen Krieg geendet haben würden. 
Als demnach der Krieg zwiſchen der Türkei einerſeits und Serbien und 
Montenegro andexerſeits wüthete, richtete die Regierung alle ihre Anſtren⸗ 
gungen 8 einen Waffenſtillſtand als Vorläufer einer friedlichen Löſung 
der Schwierigleiten zu Stande zu bringen. Dieſe Anſtrengungen ſchlugen 
leider fehl, aber als der Waffenſtillſtand durch andere Mittel zu Wege ge: 
bracht worden, trat England mit ſeinem ee Chats wieder in den 
Vordergrund. Es ſei lediglich dem engliſchen Einfluſſe zu verdanken, daß 
die Conferenz im gegenwärtigen Augenblick eine Thatſache ſei. (Cheers. ) 
„Ich glaube noch immer,“ — In der Miniſter fort, — „daß der Beitritt 
der Türkei zu dem Conferenz⸗Vorſchlage hauptſächlich dem engliſchen Vor⸗ 
gehen zu verdanken iſt. (Cheers.) Nun, wenn dieſe Conferenz zuſammen⸗ 
tritt, werden Schwierigkeiten zu überwältigen ſein. Mit der Löſun dieſer 
verwickelten Frage ſind noch immer große Schwierigkeiten verknüpft. Die 
Großmächte Europas werden ſich bald in der Conferenz einfinden und Eng⸗ 
land wird durch einen Mann vertreten ſein, der ſeine Ehre (laute Cheers), 
ſeine Rechte und Würde ſicherlich aufrecht erhalten wird und der im Verein 
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des Friedens zu thun. Die Befürchtungen vor dem wirklich 
Ausbruche eines Krieges find gegenwärtig auf alle Fälle und 
9 auch für die Zukunft zu Ende. Es iſt neuerdings 
viel über das Schließen und Brechen von Verträgen geſprochen worden, 
aber das Brechen von Verträgen gleicht dem Spielen mit zwekſchnei⸗ 
digen Werkzeugen. Dieſelben Mächte, welche die Verträge ſchloſſen, 
können fie modificiren, vorausgeſetzt, ſie thun dies auf einer Baſis über, 
welche ſich alle verſtändigt haben, und in den türkiſchen Provinzen hat ohne 
Zweifel eine fo große Mißwirthſchaft geherrſcht, daß die Großmächte berech y! 
tigt ſind, ſelber zu unterſuchen, welche Vorſchrift gemacht werden ſollte, um 
für die gute Regierung dieſer Provinzen Sorge zu tragen, und darauf zu 
ſehen, daß angemeſſene Vorkehrungen für die Inkraftſetzung dieſer Vorſchrift 
getroffen werden. Mit aller gehörigen Achtung vor der Türkei, muß ich 
ſagen, daß die Zeit gekommen iſt, wo all' das werthloſe Papiergeld 
— nämlich türkiſche Reform⸗Verſprechungen — in baarer 
Münze gezahlt werden ſollte. Aber das braucht ſchlechterdings zun 
keinem Kriege oder zu einer Verletzung der anderen Baſis zu führen, auf 
welcher die Conferenz beruht, nämlich die Integrität des türkiſchen Reiches. 
Von hochſtehenden Perſonen der anderen Partei iſt geſagt worden, daß die 
fan Dinge abjolut unvereinbar mit einander ſind. Das iſt eine Meinungs 
ache. Ich weiche gänzlich von dieſer Meinung ab und bin der Anſicht, daß 
eine Thatſache eine große Menge von Meinungen werth iſt. Die Thatſache, 
die wir beſitzen, die unzweifelhaft beweiſt, daß dieſe Meinung hochſt wahr: 
ſcheinlich falſch iſt, iſt die, daß ſämmtliche Cabinete Europas glaub⸗ 
ten, daß ſie durch den Zuſammentritt dieſer Conferenz auf den 0 
erwähnten Grundlagen die Mittel zur We dg Frage be⸗ 
ſäßen. Da dies ein fait accompli iſt, bin ich völlig Willens, die Mei⸗ 
nungen ſich ſelber zu überlaſſen. Sie, meine Herren, wiſſen ſo gut wie ich, 
daß es meinerſeits unrecht ſein würde, mich jetzt weiter über dieſe Angelegen? 
heit auszuſprechen. Es genüge für den Augenblick, daß die Conferenz ber⸗ 
geſtellt ih daß England die Ehre hatte, die Conferenz vorzuſchlagen, ie 
engliſche Vorſchläge in derſelben zur Erwägung gelangen werden, und da 
die Conferenz wahrſcheinlich vor Ablauf dieser Woche zuſammentreten wird.“ 
[Admiral Sir James R. Drummond] hat an die unter ſeinem 
Befehle ſtehende Flotte ein Memorandum erlaſſen, in welchem die Auf; 
merkſamkeit der Offiziere auf die Nothwendigkeit gelenkt wird, ſich gründlich 
vertraut mit den bei Cvolutionen unter Dampf angewendeten Signalen zu 
machen. Möglicherweiſe, meint die „Army: und Navy ⸗ Gazette“, mag des 
tapferen Admirals Abſicht, in jeder Weiſe für Eventualitäten bereit zu ſein, 
etwas mit dem Erlaß dieſes Befehls zu thun haben, aber die Colliſion 
zwiſchen dem „Raleigh“ und dem „Monarch“ lieferte einen directen Beweis, 
daß eine etwas beſſere Bekanntſchaft mit dem Signalbuche bei dieſer Ge⸗ 
legenheit nichts geſchadet haben würde. 4 


Provinzial-Zeitung. 


— d. Breslau, 24. Nopbr. [Kirchliche Verſammlung.] Die frei⸗ 
ſinnigen Mitglieder der Eliſabet⸗Parochie waren am vergangenen Donners⸗ 
tag von einem Comite zu einer Verſammlung ins „Cafe restaurant“ ein: 
berufen worden. Dem Rufe waren bei der Größe der Parochie verhältniß: 
mäßig nur Wenige gefolgt. Die Verſammlung wurde vom Kaufmann 1 
Kringel geleitet. Kaufmann Biller ſprach zunächſt über die Bedeutung 
der Anmeldung zur Eintragung in die kirchliche Wählerliſte. Die Anmel⸗ 
dung muß bis Ende d. Mts. erfolgt ſein. Ganz abgeſehen von der Pflicht, 
Moral und Sitte in die Gemeinde hineinzutragen, dürfte ſchon darum Nie⸗ 
mand die Eintragung berfäumen, weil von der größeren oder geringeren 
Zahl der freiſinnigen Mitglieder der Gemeinde die Phyſiognomie des Ge⸗ 
meinde⸗Kirchenraths und der Gemeinde⸗Vertretung, der Kreis⸗Provinzial⸗ 
und ſchließlich der General⸗Synode abhängig ſei. Von Wichtigkeit ſei ferner, 
daß mit Ablöſung des Patronats die Pfarrerwahl und die Vermögens⸗Ver⸗ 
waltung in die Hände der Gemeinde übergehe. Herr Elsner führt u. A. 
aus, es dürfe ſich Niemand von der Eintragung in die kirchliche Wäh⸗ 


X. Noſenberg OS., 22. Nov. [Conferenz.] Die diesjährige Haupt: 
conferenz der Lehrer des Roſenberger Inſpections⸗Bezirks fand unter dem * 
Vorſitze des Kreis⸗Schulen⸗Inſpectors Schreier im Schellhammer'ſchen 
Saale ſtatt. Außer dem zum genannten Bezirke gehörigen Lehrer nahmen 
an der Conferenz noch Theil: der königliche Landrath Graf Clairon 
d' Hauſſ F des hieſigen Seminars und der Präparan⸗ 
denanſtalt, ſowie mehrere Localſchulen⸗Inſpectoren. Nachdem ein Geſanng 
zum Vortrag gelangt war, den Herr Schulen⸗Inſpector Schreier auf dem 
Harmonium begleitete, wurde die Conferenz durch eine herzliche Begrüßungs⸗ 
rede an die Lehrer, Reviſoren und Gäͤſte ſeitens des Vorſitzenden eröffnet. Die 
Conferenz⸗Verhandlungen nahmen einen derartigen Verlauf, daß 2 Hau 3 
theile unterſchieden wurden, ein didactiſcher und ein geſchäftlicher Theil. 
n Bezug auf Erſteren iſt Solgenpes beſonders hervorzuheben: Seminarlebree 
tüller hielt mit der Unterabibeilung der Kinder der Unterklaſſe der See 
2 eine Lehrprobe im Schreiben und Leſen. Nach einigen einlei⸗ 
tenden Worten, worin Herr Mäller die Methode als die beſte bezeichnete, 8 
welche den erſten Lehrunterricht zu einem Entwickelungsmittel der Denkkrafſt 
der Kinder mache, zeigte er praktiſch, wie bei der Schreibleſemethode durch 
die Verbindung von Schreiben und Leſen der Unterricht vereinfacht, die 
Thätigkeit der Kinder concentrirt und das Intereſſe und die Selbitihätigteit — 
der Schüler geweckt wird, wie überhaupt durch den Wechſel von Schreiben 
und Leſen die Uebungen ſich mannigfaltiger und der Beweglichkeit der kind? 
lichen Natur entſprechender geſtalten. Diese muſtergiltige, anregende Lection 
erhielt den ungetheilteſten Beifall der Zuhörer. Hierauf folgte eine Probe⸗ 
lection, die Rector Paul mit den Schülern der hieſigen gehobenen Knaben⸗ 
klaſſe vornahm. Im Anſchluſſe an die Göthe'ſche Ballade „der Erlkönig“ 
wurde in geſchickter Weiſe gezeigt, wie in der Behandlung eines Leſeſ Fr 
alle Zweige des Sprachunterrichts verbunden werden können. Auf Grund 
der erhaltenen Lehrproben empfahl Herr Schulen ⸗Inſpector Schreier die Leſes 
maſchine beim erſten Leſeunterrichte als das größt möglichſte Auſchauungs⸗ 
mittel und ſprach dann eingehend über die Grammatik in der Schule. r 
betonte, daß die papierene, abſtracte Regelgrammatik nichts nütze. Die Ge⸗ 
ſetze der Sprache müſſen nur lebendig erfaßt, gleich auf der Stelle in der 
mündlichen Sprachübung und im übrigen Verkehr mit dem Lehrer ange⸗ 
wendet und bei der folgenden ſchriftlichen Darſtellung feſt und ſicher einge⸗ 
prägt werden. Nunmehr theilte der Vorſitzende im Allgemeinen Ausſtel⸗ 
lungen und Mängel, die er bei den vielfach vorgenommenen Reviſionen 
gerade im Sprachunterricht vorgefunden, behufs Abſtellung mit. Um 412 Uhr 
begann der zweite und geſchäftliche Theil der Conferenz damit, daß Lehrer 
Heiſig von bier einen umfaſſenden, vortrefflichen Auſſatz über das vonn 
der Königlichen Regierung zu Oppeln geſtellte Thema zum Vortrage brachte. 
Nach einigen Mittheilungen über die im vorigen Jahre gegründete Kreis⸗ 
Lehrer⸗Bibliothek veröffentlicht der Vorſitzende ſtatiſtiſche Nutten über den 
inneren und äußeren Stand der Schulen. zor Beendigung der Conferenz 
brachte der Kreis⸗Schulen⸗Inſpector Sr. Majeſtät dem Kaiſer Wilhelm ein 
dreimaliges Hoch dar, in welches die Verſammlung freudig einſtimmte. Dn 
Schluß bildete die unter Harmoniumbegleitung geſungene Volksbymne. Bei 
dem gemeinſamen Mahle erhöhten ernſte und heitere Toaſte auf den Cultus⸗ 
minister Dr. Juſpe den Regierungs⸗ und Schulrath Prange und den 
Kreis⸗Schulen⸗Inſpector Schreier die feitlih frohe Stimmung: f 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 2 
Berlin, 23. Novbr., Abends. Salisbury nahm mit feiner Ger 
mahlin bei Bismarck das Diner ein und reiſt morgen früh 7 Uhr per 
Extrozug über Dresden nach Wien. Bi 
Wien, 23. Noobr. Die „Preſſe“ meldet? Das gewählte Comits 


va 


Auslande fortan nach dem einheitlichen Gonverfionseours einzuldfen, 
welcher allwöchentlich ſeitens der Creditanſtalt feſtzuſtellen ſei. Der 
Veitrittstermin ift bis zum 2. Decbr. feſtgeſtellt. Der Beitritt aller 
Bahnen iſt voraus ſichtlich. 

Wien, 23. Noobr. Das „Telegraphiſche Correſpondenzbureau“ 
meldet aus Raguſa: Die türkiſche Corvette „Muzzafer“ verließ den 
Hafen von Gravoſa, um der angeordneten Viſitation wegen der Kriegs⸗ 
contrebande auszuweichen. 

Peſt, 23. Nov. Abgeordnetenhaus. Budgetdebatte. Der Finanz⸗ 
miniſter Szell wies den Ausſtellungen der Oppoſition gegenüber ziffer⸗ 
mäßig nach, daß die Behauptung, wonach die Einnahmeziffer von 1877 
der Reellität entbehre, gänzlich grundlos ſind, widerlegte an der Hand 
von mehrjährigen Budgets die Beſchuldigung, daß die Finanzlage 
während des letzten Jahres ſich nicht beſſerte und die volkswirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen vernachläſſigt würden. Dle zweiſtündige Rede wurde 
wiederholt durch Beifall unterbrochen. 

Verſailles, 23. Novbr., Abds. Der Miniſter Marcere erklärt 
bezüglich der Frage Floquets, betreffend die Civilbeerdigung der Ehren: 

{ legionäre: Er ſei der Anficht, daß die durch eine militäriſche Truppe 

. repräſentirte öffentliche Macht ſich an Leichenbegängniſſen nicht bethei⸗ 

| ligen dürfe, wo die kirchliche Feier fehle, ſchlage aber zur Beſeitigung der ent- 
ſtandenen Schwierigkeiten einen Geſetzentwurf vor, wonach die durch Decrete 
des erſten Kaiſerreichs eingeführten Leichenehren ſolchen Ehrenlegionären, 
die im activen Dienſt ſterben, ferner gewährt, allen übrigen verſagt 
werden ſollen. Die Kammer beſchloß die Dringlichkeit und verwies das 

Geſetzl an die Abtheilungen, welche morgen die Vorberathung be- 
ginnen. 

Brüſſel, 23. Nov. Die Kammer hat die von dem Abg. Bara 
beantragte Einleitung einer Unterſuchung über die Vorgänge bei den 
Wahlen in Ypern, Antwerpen und Brügge abgelehnt. Miniſter 
Malou gab die Zuſicherung, daß binnen Kurzem eine auf die Ver⸗ 
hütung von Mißbräuchen bei den Wahlen abzielende Geſetzvorlage ein⸗ 
gebracht werden ſolle. 

London, 23. Nov. Der Miniſterconſeil hielt heute Nachmittag 
eine Sitzung und tritt auch morgen wieder zu einer ſolchen zuſam⸗ 
men. — Der Regierung iſt durch Conſulatsberichte die Nachricht zu⸗ 
gegangen, daß Schiffen und Fahrzeugen ruſſiſcherſeits verboten worden 
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dungen des Dnieper und der Meerenge von Kertſch zu nähern. 
Kairo, 23. Nov. Der Khedive hat heute Mittag die Seſſion der 
Delegirtenverſammlung eröffnet. 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
(Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Paris, 23. Nov., Abends. Boulevard⸗Verkehr. 3 pCt. Rente 70,85 
und 104,80, Türken de 1865 11,15, Italiener 70,90, Egyptier 265. — 
Sehr feſt, belebt, zahlreiche Umſätze. 

Frankfurt a. M., 23. Novbr., Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. [Schluß⸗ 
course] Londoner Wechſel 204, 22. Pariſer Wechſel 81, 27. Wiener 
Wechſel 161, 75. Böhmiſche Weſtbahn 133%. Eliſabethbahn 108%. Galizier 
160%. Franzoſen “) 210%. Lombarden“) 63%. Nordweſthahn 95%. Silber: 
rente 53%. Papierrente 49%. Ruſſiſche Bodencredit 75%. Ruſſen 1872 

b. Amerikaner 1885 99%. 1860er Looſe 93%. 1864er Looſe 250, 00. 
ECreditactien“) 112, Oeſterreichiſche Nationalbank 669, 00. Darmſt. Banl 
100½. Berliner Bankverein 83%. Frankf. Wechslerbank 79%. Oeſterr.⸗ 
deutihe Bank —. Meininger Bank 68. Heſſiſche Ludwigsbahn 95%. 
Oberheſſen —. Ungariſche Staatslooſe 130, 00. do. Schatzanweiſungen 
alte 78%. do. Schatanmeijungen neue 767%. do. Oſtbabn⸗Obligationen Il. 
54%. Central⸗Pacific 96%. Reichsbank 150%. Silbercoupons 90%. 

Feſt und ziemlich belebt. 

Nach Schluß der Börſe: Creditactien 111%, Franzoſen 210%, Lombar⸗ 
den —, 1860er Looſe —, Galizier —. Silberrente —. 

®) per medio reſp. per ultimo. 

amburg, 23. Nobbr., Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗Aclien 115, Silberrente 53%, Creditactien 112, 1860er Looſe 

9%, Franzoſen 525%, Lombarden 161, Ital. Rente 69%, Vereinsbank 117%, 

Saurahütte 714, Commerzbank 944, Norddeutſche 125%, Anglo⸗deutſche 41%, 
nternationale Zank 83, Amerikaner de 1885 96%, Koln⸗Minden. St.⸗A. 
004 nn do. 11044, Bergiſch⸗Märk. do. 77, Disconto 3% pCt. 
— uß feſt. 
amburg, 23 November, Nchm. [Getreidemarkt.] Weizen loco feſt, 
auf Termine behauptet. Roggen loco und auf Termine feſt. Weizen pr. 
November⸗December 209 Br., 208 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo 220 Br., 
219 Gd. Roggen pr. November:Dechr. 164% Br. 163% Gd. pr. April: 
Mai pr. 1000 Kilo 170 Br., 169 Gd. — Hafer feſt. — Gerſte matt. — 
Rübol feſt, loco 75%, pr. Mai pr. 200 Pfd. 75. — Spiritus feſt, pr. 
Novbr. 46, pr. December⸗Januar 45%, pr. April⸗Mai 45%, pr. Mais 
Van pr. 100 Liter 100% 4544. Kaffee lebhaftere Kaufluſt, Umſaß 6000 Sack. 
etroleum ſteigend. Standard white loco 22, 50 Br., 22, 25 Gd., pr. Nopbr. 
22, 25 Gd., pr. November⸗December 22, 25 Gd. Wetter: Schön. 

Liverpool, 23. Nobbr., Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Stetig. Tagesimport 3,000 Ballen, 
davon 400 B. amerikaniſche. 

Liverpool, 23. Nopbr., Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
aus 14,000 Ballen, davon für Speculation und Export 1000 Ballen. 

eſt. 

Middl. Orleans 6%, middl. amexikaniſche 6%, fair Dhollerah 417%, middl. 

dir Dhollerah 4%, good middl. Dhollerah 4%, middl. Dhollerah 4%, fair 
engal 4%, good fair Broach —, new fair Oomra 4%, good fair Oomra 

5%, fair Madras 4% fair Pernam 6%, fair Smyrna 5%, fair Egyptian 6%. 

Antwerpen, 23. Nov., Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
Schlußbericht.) Weizen ſteigend. Roggen ſteigend. Hafer ſtetig. Gerſte 


eſt. 
Antwerpen, 23. Nobbr., Nachmittags. 9 (Schluß⸗ 
8 bericht] Raffinirtes, Type weiß, loco 58 bez., 58% Br., vr. Nop. 58 bez., 
358% Br., pr. December 57½ bez. u. Br., pr. Januar 55% Br., per Jan.⸗ 
N 1 —. Steigend. 
remen, 23. Nobbr., Nachmittags. [Petroleum.] (Schlußbericht) 
Standard white loco 22, 40, pr. December 22, 40, pr. Januar 22, 15, 
pr. Februar 20, 75. Höher. 


„Breslau, 24. Nov., 9% Uhr Vorm. Am beutigen Markte war der 
Geſchäftsverkehr von keiner Bedeutung, dei mäßigen Zufuhren Preiſe zum 
Theil unverändert. h a 

u. nur feine Qualitäten preishaltend, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 17,20 bis 19,20— 21,60 Mark, gelber 17,20—18,80 bis 20,60 1555 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. : 

Roggen nur billiger verkäuflich, per 100 Kilogr. neuer 16,50 bis 
18,20 bis 18,50 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. } 

Gerſte in 80 Haltung, per 100 Kilogr. neue 14,00 bis 14,50 Mark, 
weiße 15,20—15,80 Mark. 

Feger ſchwach gefragt, per 100, Kilogr. neuer 13,90 — 15,00 bis 
15,70 Mark. 

Mais mehr beachtet, per 100 Kilogr. 11,50 — 12,50 —. 13,70 Mark. 

Erbſen vernachläſſigt, per 100 Kilogr. 16,00 —17,00 bis 18,50 Mark. 

Bohnen mehr beachtet, per 100 Kilogr. 15,70 — 17,00 — 18,00 Mark. 

Lupinen gut verkäuflich, per 100 Kilogr. gelbe 9,70—11,00—12,00 Mark, 
blaue 10,50 —11,50—12,00 Mark. 

Wicken ſtärler angeboten, per 100 Kilogr. 15—16— 17,50 Mark. 

Delſaaten ſchwach zugeführt. 

Schlaglein in matter Haltung. 

Pro 100 Kilogramm * in n und Pl, 


* 


Schlag⸗Leinſaat . 26 

Winterraps 32 25 30 25 29 25 
Winterrübſen˖ 31 — 29 — 28 — 
Sommerrübſen 29 25 27 25 26 25 


Lendotter . 26 75 25 50 22 — 
Rapskuchen gute Kauflust, per 50 Kilogr. 7,40 bis 7,60 Mark. 
Leinkuchen in feſter Haltung, per 50 Kilogr. 9—9,50 Mark. 

„ e ee Ui Angst 58 40 gt. 6 690 

ml „ weißer ohne Angebo ilogr. 56—64—62— 

Mark, hochfeiner über Notiz. e iogt 


ber dſtertedhiſhen Bahnen beschloß, die Süberpriorliten Coup ain Nan 


iſt, ſich bei Nachtzeit den Häfen von Odeſſa und Sebaſtopol, den Mün⸗“ 
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Berliner Börse vom 23. November 1876. 
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Fonds- und Geld-Course. Wechsel-Courss, 
Vonsolidirte Anleihe, 4% 108,90 ba Amsterdam 100 Fl. 8 T. 3 169,18 bs 
do. de 1876/4 | 96,60 B 0. . 2 M. 3 168.35 bz 
Itaats-Anlehe 4. 96,50 bad London 1 Ltr.. 3 M. 2 | 20.345 b 
Itaats-Schuldschaine. . 3½ 93,25 bz Paris 100 Fres . 8 T.|3 | 81,15 ba 
Präm.-Anieihe v. 1855 3½ 16 b2G Petersburg 108 R.. 3 M. 1 23.50 ba 
Berliner Stadt-Oblig. 40 101,60 ba Warschau 100 8K. 8 T.] 7 240.25 bs 
Berliner 144, 1100,60 pz Wien 100 FI. ..| 8 T.|4% 116095 ba 
S\ Pommersche . . 3½ 82,20 br do „ 2 M. 4½% 169 bz 
2 do. . 4 3,80 bz 
St do. eee ba Eisenbahn-Stamm-Actien. 
2 do. Lndsch. Erd. 4½ en; — Divid, pro| 1874 | 1878 zt. 
S [Posensche neue. 4% 93,50 bz Aachen-Mastricht. 1 1.44 1720 b 
= [Schlesische . . 4 EIG Berg. Markischa. 2 4 4 | 7750 b 
(Kur- u. Neumärk. 14,38 bs Berlin-Anhalt ...| 8% |8 4 03,80 520 
( Ponunersche . . 4 4% b I Berlin- Dresden 5 ½ 4 1940 bz 12 
2 Dosensche 13480 bz Berlin-Görlitz . 0 0 4 | 2225 bz 
3 (Preussische . .! | 94,90 ba Berlin-Hamburg..12% 1s 4 118 bz 
3 jWestfäl. u. Rhein. ! | 93,50 ba Berl. Nordbahn - . 0 — cr. — 
Sächsische ee Berl.-Potsd-Magab| 1 3 4 | 78,50 b@ | 
(Schlesische 4 95 75 Berlin- Stettin 9 4 118 bo | 
Badische Präm.-Anl. . 117,50 bzB Böhm. Westbahn.| 5 8 |5 | 65,75 b \ 
@aierische 4% Anleihej4 |118,90 daG Breslau-Freib.. . .| 7% 53% 4 | 65,50 b 
Zöln-Mind.Prämiensch. 3% 107,50 bo Cöln-Minden . 6% | 484014 100,50 ba 
. do. Lit. B. 5 5 s 95,50 da 
Xurh, 40 Thaler-Loose 250,50 b2G Cuxhaven, Eisenb. 6 0 4 er 
@ndische 35 Fi.-Loose 135 bad. Dax-Bodenbach.B.| 0 9 4 | 656 
Zraunschw. Präm,-Anleihe 82,25 b Sal. Carl-Ludw. B. 8% |6 |4 | 80,75 529 
}ldenburger Loose 13225 8 Halle-Sorau-Gub, | 0 oe 4 | 6,80 ba 
— Hannover-Altenb. 0 0 4 10,25 bi 
Ducaten 9,72 6 Fremd. Bkn.— — SKaschau-Oderberg| 5 5 |5 31 20 
jover. — 2 9 61.55 bal Cronpr. Rudoim, | 8 5 5 1,1030 520 
ons 16,25 bz . 101, 85 76 75 ) 3 
NE date Bin. 223,50 be Hark. Posener. 8 9 14 | 18:50 d I bahnactienmarkte blieb der Gel 
Dollars | Magdeb.-Halberst.| 3 6 4 |10250 bz& zogen die 
m nl yagdeb.-Leipzig. „14 4 4 1254,75 ba A 
Hypotheken-Gertiäcate. do. Lit. B|4 4 4 | WG 
Aru, p’schePartial-Obl. 5 1102 ba Mainz-Ludwigsh. 6 6 4 ! 96.50 B 
Fun b. Pd. d Fr. Hyp-B. 4½J 99 b26 Niederschl.-Märk. 4 4 4 |.95,10 bzG 
As do. 90 1. ws Obama. 40.5 It 3912 1 bra 
9 „B.-Pfb.|4 N x N „ 3 
Deutsche Ab. do. 4 1101 d2@ Oestert.-Fr. St.. 8 8½ |4 42.28.2150 
Zügdbr. Cent.-Bo4.-0r./414|100,10 @ Oest. Nordwestb. 5 5 fs 190 bz 
Faß and. de, (187213 1100,39 d est b. (omb.) % |0 1 1128-29 ba 
o. "rückzb. u 1105 104½25 B Östpreuss, Südb. 0 0 4 | 20,50 bre In 
do-. do. 4. 4½ 97,60 ba Rechte-O.-U.-Bahn| 6 405 1. 16 56 N 
Suk. H.d.Fr.Bd--Crd.B. 3 | — Reichenberg Pard 41, 4½ 4% 44 bd 
VV... ee ER 8° 14 "(11080 ba h 
ändb,Hyp.Schuld. do, 2 0. Lit, B. (ac gar.) ‚10 bz i er 
a G.C-B 8 |101 s  |Rhein-Nahe-Bahın | oe lo bie 1 157 eſſer 
.de. FPlandbr., O [101,40 be I Hamnen. Eisenbahn 4% 10 
Stam. Hyp.-Briefe..'6 0 Schweis Westbahn 0 6 4 421.70 8 
2 @o. II. Em. 8 101 G Stargard - Posener 74 4½% 4% 101.50 ba 
30th. Präm-Pf. I Em. 5 101,26 B Tuuringer Lit A. 7 si, 1 133,10 ba 
do. do. II. Km. 5 105 bzG Warschau- Wien. 10 Te 1 45 0 
d0. berge de . 0 0.4 5 be 
0. do, m. 2 
e a N 
dest. Silberpfang e s "7 ın-Gör .. N — 1 
eich EEE so fete ee, . | Berlin, 23. November, (Prapneſendeſſchrl, Dem regen Bertehr 
3chles. Bodencr.-Pidbr.|ö 10% @ Halle-Sorau-Gub. .| 0 6 sis 10 bse jan den letzten Märkten iſt heute eine tiefe Stille gefolgt, dabei hat ſich 
d0. 8 5 a 2 7 Hannover-ältenb. | 9 0 5 | 29,25 da Roggen im Werthe kaum verändert, aber es kann die Haltung beſonders 
südd., Bod,Ored-. | tee ne e zum Schluß nur als matt bezeichnet werden. Der Handel loco geht ſchlep⸗ 
Wiener Süberptandbr. 5% — — Wagdeb,-Halberst. | 3% 25 3% J us ee ana 1908 —. I 15 en ziemlich W 
do. Lit. C. 30 etbzs doch in re eſchränktem Verkehr. — Hafer loco flau, nur feine Qualitäten 
a | 5 48 a . ß Eau 8 
Ausländische Fonds. Oatpr. Südbahn, 0% . 15 [7075 ba0 find beliebt. Termine mußten neuerdings erheblich billiger erlaſſen werden. 
Jost, Süberrsste , 3 ‚14% 3 3270 Rechte O. U. Bahn 64 | 6% [5 10860 bo ¼ —- Rüböl unbeachtet, aber kaum billiger Läuflich. — Petroleum wurde 
% u. att. le 40% ie bel Bamenter .. 8 |8 6 einzeln etwas beſſer bezahlt. — Spiritus iſt recht flau geworden. Käufer 
A n) 49,50 0 Bahn 2 16 5° | — — halten ſehr zurück, Abgeber mußten anſehnliche Conceſſionen machen, 
4, Wibr Prä- An. 4 | 89,76 B ne 129,08 Weizen loco 190 —235 M. pro 1000 Kilo nach Qualitat gefordert, 
do. rente 50 Be gelber märkiſcher 212 M. ab Bahn bez., per April⸗Mai 218—219—218%, 
dor Gier Loose . ( 1949,50 ba Bank-Faplere. Mark bez., per Mai⸗Juni — M. bez., per November — Mark bezahlt, per 
Ju, Präm-Anl, v. 643 1139,50 d aue bent. fand. d. 6 % 8 November: December — Mark bezahlt. Gekündigt — Centner. Kündigungs- 
do do. 1868 13.25 ba Anglo DeutscheBk.| 0 3 44 0 is — Mark N loco 160--192 ! 000 Ki 
act Ptabr.|s | 7680 ba Berl. Kassen-Ver. 191, [11,7 4 1183,50 ba prei ark. — Roggen loco 160—192 Mark pro 1000 Kilo nach Qualitat 


10, Cent.-Bod.-Cr.-Pfdb. 
Kuss.-Poln. Schatz-Obl. 
poln. Pfndbr. III. Em. 
boln. an 
ückz. p. 
nn 8 —— — 188506 93,89 8 
do. 5% Anleihe... 
Französische Rente 
(tal. neue 5% Anleihe)5 69,75 bz 
ital, Tabak-Oblie. . » 6 100,10 dz 
Raab-Grazer 100 Thür.. | 64 B 
Rumänische Anleihe, . 8 86,50 bz 
Türkische Anleihe. .. 
Ung. 5% 8t.-Eisenb.-Aul 
3chwedische 10 Thir.-Loose — — 
Finnische 10 Thilr.-Loose 37 B 
Türken-Loose 25,10 ba 


Sees; 
-. 
4 
S 


au 
= 
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8 
4 
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5 | 65,90 bz 


— — — 
Elsenbahn-Prioritäts-Aotien. 
9325 @ 


Berg.-Märk, Serie II. 4%) 


„III. v. 8.3 g. 3½ 89,25 ba 
a 40. 1% 96,75 bd 
do. Hess. Nordbahn. 102,20 bz 

Serlin-Görlita .« ö 10225 G 

. 4% 89.50 G 

do, Lit O. 40 — 

greslau-Frelb. Lit. 244 — — 
05 do. E. 10 — — 

do, do. F. 4½% — — 

do do, 9040 94 0 

40 do. H. 4½ — — 

80. do. 4.4% 89 8 

do. do. K. 4% 88.76 8 

do. von 1876/5 | 97,25 B 

}öln-Minden III. Lit. A. 4 91 B 

do. . Lit. B. 4% 89,50 B 

do. 0... 1Vil4 91 80 dad 

v4 


Berl. Handels-Ges.| 7 5 4 6 bı@ gefordert, ruſſiſcher 161—168 Mark ab Kahn bez., neuer ruſſiſcher 172 


do.Prod.-u.Hdls.-B. 10% | 9% |4 bis 174 Mark bez., neuer poln. — Mark bez., inländiſcher 180-192 Mark 
eee 1 2 16258 ab Bahn bezahlt, per Früblahr 168 —169—167 Mark bez., ver Mai-Jumi 
Bresl. Maklerbank 0 93 4 1 167—1674— 166 — Mark bez., per November⸗December 161—162—160 
Bresi. Makl.Vor.-B.| 4 8 Mark bez., per December⸗Januar 161162160 M. bez., per Januar⸗ 
Tear, ee r e e |Debruar 16971647 162% Mast ff Gettnbigt 22,000 Gir-, Kündigunge- 
Danziger Priv. Hk. 6 7 4 16 ba preis 161 M. — Hafer loco 135—175 M. pro 1000 Kilo nach Qualität ge⸗ 
e 116-168 Mast by, Futter 136-136 Ö 
Deutsche Hank. 8 3 4 720 60 [bez. pommerſcher 167170 M. bez, ſchleſiſcher 157-169 M. bez. galitziſcher 
do, Reichsbank. — | — 4 80 28 ba 135—155 M. bez., böhmiſcher 166170 M. bez., ungariſcher 145 —155 
do. Hyp-B. 7 * 70 1 125 775 Mark bez., defecter ungariſcher — Mark ab Bahn bez., ver Frühjahr 162 
Diss Comm. * 3 2 — * = * aa) a enge —.— Mark . 
Genossensch.-Bnk.| 6 64 4 | 8625 6 spember:December 152—151 Mark bez., per December: januar — Mark 
do. Junge . 10 1 8 me 5 bez. Gelündigt 5000 Ctr. area 151% M. Gerſte loco 135 
Goch. Schuster 8 8 4 10025 das bis 180 M. nach Qualität gefordert. Weizenmehl pro 100 Stile Br. unver⸗ 
Hamb. Vereins-B. 11½ | 9% 4 17,25 @ 1 955 incl. Sack Nr. 0 28,50 —26,50 M., Nr. 0 und 1 26,50 — 25,00 M. 
Hannoy. Bank... 6% d 83 5 ez. Roggenmehl pro 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. 0 25,00 big 

Ba e eh 9 * 1 62,50 ö 23,50 M. bez., Nr. O und 1 23,25—22,00 M. Roggenmehl pro 100 Kilo 

Leipz, Cred- Anat. 9 ., f 107 8 Br. Nr. O und 1: incl. Sack per April⸗Mai 23,40—20 Mark bez. per Mai⸗ 
Luxemburg. Bank] 9 oh 4 |'95 B Jann — Mark bez, per Octbr.⸗Nov. 23,20—23 M. bet, per November⸗ 
Reiner 40. 4 3 4 1683 % [December 28.202 M., bez, per Dec⸗Jan. 20 M. bi, der 
Moldauer Lds.-Bk|3 |0 4 Januar⸗Februar 23,20—23 M. bez., per Februar⸗März 23,20—23 M. bez., 
Nordd, Bank . 10 64, 4 124 8 per März⸗April 23,40 —20 M. bez. Gekündigt 1000 Centner. Kündigungs⸗ 
n preis 23,15 Mark. — Nübel pro 100 Kilo loco ohne Faß 73 Mark bez. mit 
Oest. Cred.-Actien| 5 9 1225-27-28,50 aß — M. bez., per April⸗Mai 74,7—5—6 Mark bez., ver Mai⸗Juni 

Posner Prov.-Bauk 6 2% 4 96,50 6 


ark bez per October⸗November 73,5 Mark bez., per Novbr.⸗December 73,5 
Pr. Cent. Bod. rd., 9% | 914 4 116 Mark — bez., per December⸗Januar — Mark bez. Gekändigt — Cir. Künpi- 
Sachs. ank . 10% 0, 4 1122,50 ba gungspreis — Mark. — Petroleum loco per 100 Kilo incl. Jaß 48,5 M. 
Sachs. Cred.-Bank| 5 5% 4 | 9325 B bez., per April⸗Mai 40 M. bez., per November 47 — 47, M. bez., per 
Schl. Bank- Vereinf 6 5 4 | 87,25 6 Novbr.⸗Decbr. 46—46,2—4 M. bez., per December⸗Januar 46,246 M. 


Pr. Bod.-Or.-Act.-B.| 8 8 4 | 94 bz 


do, .... 80 
8 G 6 30 0 „Vereinsbank 5 5 1 5 Ri ol « ar 
Saen Türer Bek. 6 s 1 26 6 bez., per Jon.⸗Febr. 45,1—5—45 M. bez, per er lar 435 Mart 
darkisch- Posener . . % 101 B Weimar. Bank.. 5% % 4 0 8 bez., per März ril 40,5 Mark bez. ekündig ar. Kündigungs⸗ 
F.-M. Staatsb. I. Bere 10 a Wiener Uniousb, .| 5 2% 4 80 B preis — Mark. ; 
42. 40. 0b. l. u. | 98 8 8 Spiritus loco „ohne Faß“ 55,5—2 M. betr ber April⸗Nal 58,7 —9 bis 
do do, III. Send 88 B 1 n BT ng 58,1 M. bez., ver Mai⸗Juni 59,1—58,4 = Pd per Oct.⸗Nov. — M. 
. = har Berl. Bankrereig 4% |0 . 66 M. bez., per November » December 565,20) ter bete ver December- Januar 
n 9 Berl. Lombard-B. |6 | — |ir. | 430 B 56 — 55,2 Mark bezahlt. Gekündiat 50,000 Liter. Kündigungspreis 55,6 M. 
3 „ — — Berl. Prod-Makl.-B.| 0 — fr. 57 8 7 f 
. 3 60 5 Berl Wechsler 810 | — 15 9555 Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 
0 alb. f. h — (fr 
„% e, e, IE er pe h | Me 
d Bons 4½ 100.0 etbz annov, Disc.-Bk, r. 25 . 23. 24. . - 
nahe ee eee, e ee eee . | 2338 e eee 
45 „yon 187 4 97 6 Br. . 8 . —— 8 druck "a 99 99870 nr ge 
* ieg-Nei ur be. — he IR Fuge Bro) ...0.0. 2 4 9 
45 Sade „ eo DL et 3358 Dun tigung hd sz pol. 88 pCt. 92 bt. 
0. 0. 2 
40. Stargard. Fosen fd, | — — Industri ; NR O. SO. 1 DO. 1 
32 ͤ 8 abe S dee Mic: | e 
o. do, III. Em. . Eisenbahnb.-G. r “ ( ( 
40. Närschl.Zwgb. 3 — — D ee |e 14 6475 6 Breslau, 24. Nov. (Waiferitand.| O.-B. 5 M. 10 Em. II-. — M. 36 Gm. 
BERNEN Lan. Fraſſſche Jagd ⸗Stiefel⸗Schmiere 
e fe 3. 2 [0 . . 
„Eisenbahn. 4½ 90.80 0 . Papierfabr.| 4 1 R ch 2 ef P 
5 3 u 2 Ei 87 bzB Westend, Com.610 . e 306 uſſiſ 4 ad 15 . iere 
Shemnitz-Komotau, . . naſſe berjendet unter N 366 
Dur-Beden bach. 6 57,60 bi „Hyp.-Vers.-Act.|t zum Schutz gegen N er Nachnahme [6669 
60. vi Emission 05 1056 * Reil Nester % % 228 © n rankenstein in Landeshut i. Schl. 3 
Prag - Dua. r. „nn . . 
Gel. Carl-Ludw.- ahn. 5 | 79 b khütte| 4 8, 
ei e, pere; f Iso, Haselbach & Fuchs,| Visitenkarten, 
Kaschau- Oderberg. . 6 61 bac Königs- u. Laurah-] 0 2 |4 | 21.90 b Breslau, Albrechtsſtr. 14, N 
Ing. Nordostbahn. 5 440 b Tauebhammer. 0 % 4 |8G , „ für Brauereien 100 Stuck far 15 Sgr. bis 20 Sgr. 
Lead Ostbahn, ET 5 155 bd Marienhütte ze 7% s 48823 0 empfehlen für N R hk 2 
— its . 2 A 
„ Ihn [imo |0° 14 | 50 Tropff cke N. Raschkow jr. 
0. 5 2 ‚un bz „Ko wer) ß ar» - 
“ährische Grensbahn 3 59.50 6 SchtZinch-Actien| 7 |8 18 zu mäßigen en 0 [5051] 
Mähr.-Schl. Centrelb. fr. 17 B do, St-Pr-Ac|7 4% 86,56 0 ebenſo Holzglaſur beſter Qualitat. 3 5 
do. II. fr. — — Tarnowitz. Bergb.| 0 0 4 | 36 bad mn Garnirte Hüte, 
— Bahn 18 12 5 Vorwärtshütte 1 9 42 n 3 grau und körnig G fi K 0 
„Franz 5 2 
. ee e ane eg: je , % . Capiat, 4d, . 50 h arnirte Kopftücher, 
do. südl, Staatsbahn 3 233,25 bz Bresl. Bierbrauer.“ 0 09 4 (— — Sardines ä P’huile, a Büchſe 60 Pf. M I 5 ll tüd) 
do. neue 3 2280 bz Bresl. E.-Wagenb.] 6% 6% 44825 B Neunaugen u Stück 22 Pf 0 ne a en er 
do. Obligationenſs | 73,90 8 do. ver. Oelfabr,| 8 1446 rdi 1 Fb in geſchmackvollſten Arrange⸗ 
Wasschau-Wien II. 683,50 8 Erdm. Spinnerei 4 1 414,0 0 Sardinen in picanter Sauce, 9 50 N 
do. III. . s |8350.b2@ görlitz. Eisenb. B;. 2%, 4 4 45 1 Fäßchen 10 Pfd. 4 M ments, größtes Sortiment, 
do. IV. 6 29,50 @ Hofim’s Wag. Fabr. 0 s 410,75 0 Schweizer Käfe, à Pfd. 1 M empfiehlt billigſt [6593] 
do. V. 2406 | 75 0 O. Schl. Eisenb.- B 2 [ 4 42780 6 b Käſe 7 5 
Fr ie Kann. , a man ene & 20 Bi Wilhelm Prager 
Bank-Discont Alfg pot. . do. Porzellan 0° % % | 108 Weiden - 4 
Lombard-Zinsfuss al, pCt. wühelmshütteMAl4 4% 4 68 B „ WONSE Or, Nr. 22. 
Berlin, 23. Nov. Das ſchon in unſerem geſtrigen Bericht erwähnte Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 


Thomothee matter, per 50 Kilogr. 2327-30 Mart. ö Verhältniß der kleineren Speculanten in Bezug auf die Ultimoregulirung Drud bon Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich in Brezlan · 


